
PROTOKOLL 
über die 17., ordenfliche Silzung des Gemeinderates der Stadl Steyr, am Dienslog, 

den 13. Oklober 1964,im Rnll1nus, /. $lock, rückwärfs, Gemeinderolsifzungssaol. 

Beginn der Sitzung: 16,00 Uhr 

Offentliche Sitzung 

Anwesend: 

VORSITZENDER: 
Bürgermeister Josef Fellinger 

BÜRGERMEISTER-STELLVERTR. 
Direktor Hans Schanovsky 

STADTRÄTE: 
Alfred Baumann 
Alois Besendorfer 
Franz Enge 
Karl Gherbetz 
A lois Huemer 
Ludwig Kubanek 
Leopold Petermair 
Prof. Stefan Radinger 
Emil Schachinger 

GEMEINDERÄTE: 
Johann Ebmer 
Karl Feuerhuber 
Franz Frühauf 
Rudolf Fürst 
Johann Heigl 
Johann Holzinger 

Walter Kienesberger 
Konrad Kinzelhofe r 
Johann Knogler 
Friedrich Kohout 
Karl Kölbl 
Ottilie Liebl 
August Moser 
Stefanie Pammer 
Johann Radmoser 
Franz Schmidberger 
Susanne Tschebaus 
Kommerzialrat Ludwig W abitsch 
Rudolf Wagner 
Alfred Watzenböck 
Leopold Wippersberger 
J ohann Zöchling 

VOM AMTE: 
Mag. Dir. Dr. Karl Enzelmüller 
Amtsrat Ludwig Stary 

PROTOKOLLFÜHRER: 
Amtsrat Alfred Eckl 
VB Ilse Schausberger 
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TAGESORDNUNG 

BERICHTERsrATTER BL'RGERMEISTER JOSEF FELLINGER: 

1) Präs-284/1963 Antrag der Freiheitlföhen· Pii.rtci Österreichs, Bez . 
Org. Steyr, zum Notopfer der Gemeinden , 

BERICHTERSTATTER BL'RGERMEISTER - STELLVERTRETER DIREK -
TOR HA.i~S SCHANOVS KY : 

2) _ Buch-1443/1964 

3) Präs- 325/1964 

4) Ha-4666/1961 
Ha-2073/1962 

5) Ha-4866/1961 

6) Ha-2211/1964 

Genehmigung des Rec·hnungsabschlusses 1963 

Neuregelung der Bezüge 

Endgültige Festsetzung der Darlehen für die 
Wohnbauten E XIV und E XVI 

Gewährung eines Vorfinanzierungsdar lehens an die 
Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH der Stadt 
Steyr (Steinfeldstraße IV /1 - 3) 

Gewährung eines Vorfinanzierungsdarlehens an die 
Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH der Stadt 
Steyr (Wiederaufbauvorhaben Schradergründe) 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER - STELLVERTRETER JOSEF 
HOCHMAYR: 

7) Bau 5 - 8558/1958 

8) Bau 3- 2258/1964 

9) Bau 3-459/1964 

10) Bau 4-5018/1953 

Freigabe von Mitteln im Rechnungsjahr 1964 für 
den Umbau des Hauses Stadtplatz 25 

Asphaltierungsprogramm 1964 

Regulierung des Arbeiterberges und des Knotens 
Damberggasse 

Teilberichtigung der Abgeltungsforderung der Fir­
ma W eidinger (Ennstalbrücke) 

BERICHTERSTATTER STADTRAT FRANZ ENGE: 

11) ÖAG-4873/1964 
St. Wi-Hof 

12) ÖAG-5675/1964 
St. Wi- Hof 

13) ÖAG-5496/1964 
St. Wi-Hof 

Bau von Garagen im städt . Wirtschaftshof 

Ankauf eines Lastkraftwagens mit Ladekran 

Bau eines Streusandsilos 
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BERICHTERSTATTER STADTRAT ALOIS HUEMER: 

14) ÖAG-4118/1964 

15) ÖAG-3142/1964 
Wasserwerk 

16) ÖAG-1821/1963 
Wasserwerk 

Verlegung einer Wasserleitung in der Damberggas­
se {zwischen Michael-Vogl-Berg und Schönauer­
straße) 

Verlegung einer Wasserleitung im Kronbergweg 

Durchführung von Installationen in der Schieber -
kammer des Hochbehälters Stein 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 

17) ÖAG-10520/1956 

18) GHJ 2-5284/1964 

19) ÖAG-1127/1964 

20) GHJ 1-3468/1964 

Fortführung der Adaptierungs- und Instandhaltungs­
arbeiten im Lebzelterhaus 

Durchführung von Instandsetzungsarbeiten im städt. 
Objekt Hausleiten 3 

Ankauf von Grundstücken aus dem Besitze der Ti -

roler Franziskaner Provinz in Steyr 

Ankauf von Brennmaterial für die Heizperiode 1964 
(Rest) 

BERICHTERSTATTER STADTRAT EMIL SCHACHINGER: 

21) Ha-3912/1964 

22) Bau 2 - 4230/1964 

23) Ges-845/1964 

24) Ges-845/1964 

Gewährung einer Subvention an den Verband der Ka­
tholischen Hausgehilfinnen, Steyr 

Grundteilungsansuchen Franziska Demberger - Jo­
sef und Maria Ecker 

Straßenbenennungen im Gebiet der e!"weiterten In­
fangsiedlung 

Straßenbenennung in dem vom Teilbebauungsplan 
Nusime - Forelle erfaßten Gebiet 

BERICHTERSTATTER STADTRAT PROF. STEFAN RADINGER: 

25) Ges-3480/1964 

26) Ges - 4598/1964 

Ermächtigung zur Führung des Stadtwappens durch 
die Schützengesellschaft Steyr 

Ermächtigung zur Führung dl:!S Stadtwappens durch, 
~;;, 1Gebirgstrachten-Erhaltungsverein 11 D'Steyrta -
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27) Ges-510/1964 Festlichkeiten der Stadt anläßlich des 75. Todesta­
ges Josef Werndl's und der 100 ·- Jahrfeier der 
Steyr- Daimler-Puch AG 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ALFRED BAUMANN, 

28) F-5392/1964 

29) F-O40/1964 

30) FJ-1479/1963 

Weihnachtssonderzuwendung 1964 an bedürftige Pen­
sionisten und Rentner 

Kohlenhilfsaktion 1964/65 - I. Teil 

Mittelfreigabe 1964 für den Bau eines Kindergar -
tens im Wehrgraben 

BERICHTERSTATTER STADTRAT LUDWIG KUBANEK, 

31) Ges- 3743/1964 

32) Ha-3012/1964 

33) GHJ 2-3238/1964 

Bildung der Gemeindekommission gemäß§§ 5 und 15 
des Geschworenen- und Schöffenlistengesetzes 

Gewährung einer Subvention an das Presbyterium 
der evang. Pfarrgemeinde Steyr 

Umbau der Aufzugsanlage im Zentralaltersheim 

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD PETERMAIR, 

34) Bau 2-4087 /1964 Teilbebauungsplan Schlühslmayr 

35) Bau 2-3141/1964 Teilbebauungsplan Resthof 

36) Bau 2-1631/1957 Teilbebauungsplan Ederhof 

37) Bau 2-2212/1964 Teilbebauungsplan Schradergründe 

38) Bau 2-4128/1961 Teilbebauungsplan Fischhub 

BERICHTERSTATTER STADTRAT KARL GHERBETZ, 

39) Bau 6-7808/1961 

40) Bau 3-2467 /1964 

41) En-4380/1964 

42) En-4813/1964 

Bau eines Kanales in der Wolfernstraße 

Straßenbau Verlängerte Azwangerstraße 

Verbesserung der Straßenbeleuchtung in derGabler­
straße und in den drei unbenannten Nebenstraßen 

Verbesserung der Straßenbeleuchtung auf der Pro­
menade und in der Berggasse 
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BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 
Verehrte Damen und Herren des Ge­
meinderates! 

Ich darf Sie zu unserer heutigen 
Gemeinderatsitzung recht herzlich 
begrüßen. Ich darf besonders in unse­
rer Mitte Frau Gemeinderat Liebl 
herzlich begrüßen, deren wiederher­
gestellte Gesundheit es ihr erlaubt, 
an den Sitzungen wieder teilzuneh­
men. 

Eine traurige Verpflichtung er­
weitert heute die Tagesordnung der Ge­
meinderatsitzung, nämlich das Geden­
ken an Altbürgermeister- Stellvertre­
ter Prof. Anton Neumann. 
(Die Gemeinderatsmitglieder erheben 
sich von ihren Sitzen). 

Knapp vor Vollendung seines 79 . 
Lebensjahres verschied nach kurzer 
Krankheit Prof. Anton Neumann. Da­
mit hat der Tod das Leben eines Man­
nes beendet, der seit 1910 in unserer 
Stadt als Pädagoge und Freund der Ju­
gend, als Volksbildner, als öffentlicher 
Mandatar und besonders als aktiver 
Mitarbeiter in vielen Vereinen und 
Körperschaften Rervorrage·ndCs g .qlei .: 
stet hat. 

Prof. Neumann kann mit Recht 
als Pionier der Erwachsenenbildung 
in Steyr angesehen werden. Schon 
1913 hat er die ersten Vorträge im 
Rahmen der 11 Volkstümlichen Hoch­
schulkurse des Lehrkörpers der 
Realschule Steyr' 1 gehalten . In den 
Jahren 1924 bis 1933 stand er zu ­
erst a l s Obmannstellvertreter und 
später als Obmann der Ortsgruppe 
Steyr der Wiener Urania vor; 1950 
gründete Prof. Neumann die Volks­
hochschule in Steyr, die sich unter 
seiner Leitung rasch zu einer der 
aktivsten Kultureinrichtungen unse­
rer Stadt entwickelte . Als eine der 
profiliertesten Persönlichkeiten der 
Erwachsenenbildung ernannte ihn der 
Verband der OÖ. Volkshochschulen 
zu seinem Ehrenpräsidenten. 

Nicht minder bedeutungsvoll war 

jedoch die Tätigkeit des Verstorbenen 
auch als Politiker. 1949 wurde er.in 
den Nationalrat gewählt,dem er bis zum 
Frühjahr 1952 angehörte. Ebenfalls 
1949 berief ihn das Vertrauen seiner 
Mitbürger in den Gemeinderat der 
Stadt Steyr, der ihn zum Bürgermei­
ster-Stellvertreter wählte. Als Ge­
meindefunktionär widmete er beson­
ders den kulturellen Problemen seine 
Aufmerksamkeit, Eine Tätigkeit, die 
er auch nach 1955 als Stadtrat und Kul­
turreferent fortsetzte . 1960 legte er 
unter Berücksichtigung seines hohen 
Alters und seines Gesundheitszustan­
des diese Funktionen nieder . Vom Ge­
meinderat unserer Stadt einstimmig 
beschlossen, wurde Prof. Neumann 
aus diesem Anlaß der Ehrenring der 
Stadt Steyr verliehen. Ich konnte schon 
damals in anerkennenden Worten die 
großen Verdienste des Verstorbenen 
auf kulturellem Gebiet hervorheben 
und im besonderen auch die Persön­
lichkeit Professor Anton Neumanns 
als vorbildlichen Kommunalpolitiker 
und Gemeindefunktionär schildern. 
Eine Eigenschaft, die er besonders 
an sich pflegte, war die Toleranz. 
Die Toleranz mit der er anderen An­
schauungen begegnete und die wir an 
ihm besonders hoch einschätzten . 

Von den zahlreichen Ehrungen, 
die Prof. Neumann zu allen Zeiten 
seines anerkannten Wirkens erhal­
ten hat, sei besonders auch die Ver­
leihung des Titels Oberstudienrat 
hervorgehoben. 

Wohl selten wird mit soviel Be­
rechtigung festgehalten werden können, 
daß das Lebenswerk Prof. Neumanns 
in unserer Stadt unvergessen bleiben 
wird. Der Gemeinderat der Stadt Steyr 
wird seiner stets ehrend gedenken und 
sein Vermächtnis in dankbarer Erin-
nerung behalten. · 

Ich danke Ihnen für diese Kund­
gebung. 

Darf ich in Fortführung der Ta­
gesordnung Herrn Gemeinderat Früh­
auf und Herrn Gemeinderat Kohout 
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bitten, die Funktion der Protokollprü­
fer zu übernehmen . Entschuldigt sind 
Herr Vizebürgermeister Hochmayr u. 
die Herren Gemeinderäte Hochgatte­
rer und Hafer . 

Ich bitte nun Herrn Vizebürger­
meister Schanovsky, während der Be­
richterstattung zum ersten Tagesord­
nungspunkt den Vorsitz zu überneh­
men. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE ­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Ich übernehme den Vorsitz und 
erteile Herrn Bürgermeister das Wort! 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

In der Sitzung des Finanzaus­
schusses vom 4. Oktober 1963 wurde 
beschlossen, den Antrag der Freiheit­
lichen Partei Österreichs, der in 
Form eines Protestes gegen das Not­
opfer uns zugegangen ist, zurückzu -
stellen, bis eine endgültige Entschei -
dung in diesem Punkte zustande kom -
mer. wird. 

Wir wissen nun aus Berichten 
des Verhandlungskomitees des öster­
reic hischen Städtebundes, daß wir 
dieses Not.opfer nicht mehr zurücker­
stat:et be.trnmmen , weil die Nettoabga­
bener~ragssumme von rund 29 Milli­
arden Schilling nicht erreicht worden 
ist. Es war bei den damaligen Ver­
handlungen ein Bestandteil des Ver­
trages zwischen dem Finanzminister 
und den Vertretern der Länder und 
des Gemeinde- und Städtebundes, daß 
dieses Notopfer nur dann wirksam 
werden wird, wenn die Nettoabgaben­
summe des Bundes diese Summe nicht 
erreicht. Nachdem diese Situation ge­
klärt ist und wir wissen, daß dieses 
Notopfer, wie es damals genannt wur­
de, für das Jahr 1964 wirksam wird, 
müssen wir in der heutigen Gemein­
deratsitzung diesen Antrag, der im Fi -
nanz- und Rechtsausschuß vorberaten 
wurde, behandeln. 

Der Antrag, der seitens der 

- 74 -

Freitheitlichen Partei Österreichs an 
uns gestellt wurde, lautet: 

1) Präs - 284/1963 
Antrag der Freiheitlichen Partei 
Österreichs, Bez . Org. Steyr, zum 
Notopfer der Gemeinden . 

Die FPÖ-Fraktion im Gemeinde ­
rat der Stadt Steyr steht auf dem Stand ­
punkt, daß weder der o.ö.Gemeindebund 
noch der o, ö, Städtebund und ebenso 
die o. ö. Landesverwaltung ein Recht 
haben, namens unserer Gemeinde auf 
die nach dem Finanzausgleichsgesetz 
der Gemeinde zustehenden öffentlichen 
Mittel zu verzichten. 

Im Vertrauen auf dieses Gesetz 
haben wir mit Beginn dieses Geschäfts -
jahres einen Haushaltsvoranschlag be­
schlossen, der die Grundlage unserer 
Gemeindewirtschaft bildet. 
D•1rch das uns in jeder Weise unbe -
rechtigt abverlangte Notopfer,müssen 
aber zwangsläufig verschiedene Ge­
meindevorhaben unterbleiben oder ver­
kürzt werden. 

Über den Vorar.schlag hinausge­
hende Einnahmen sind a.ber bei der 
jetzigen Wirtschaftslage unwahrschein­
lich. 

Für die Stadt Steyr beträgt die - . 
ses Opfer fast 2 Mill. Schilling. 

Es wird daher beantragt, 
der Gemeinderat wolle beschließen: 
1. Die Gemeindevertretung erhebt 

schärfstens Protest gegen die dem 
Finanzausgleich widersprechende 
Auferlegung eines Notopfers . 

2. Die Zustimmung durch den o. ö . 
Gemeinde- bzw . Städtebund er­
folgte ohne ausdrückliche Voll ­
macht durch den hiesigen Gemein­
derat. 

3. Es werden einheitliche Maßnahmen 
mit den anderen Gemeinden gefor­
dert, damit in Zukunft, besonders 
im Hinblick auf die kommenden 
Verhandlungen, zum neuen Finanz ­
ausgleich keine neuen Belastungen 
die Autonomie der Gemeinden aus -
höhlen können. 



Es liegt Ihnen dieser Antrag zur 
Beschlußfassung vor. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Wünscht zu diesem Antrag je­
mand das Wort? 

Bitte Herr Gemeinderat Watzen­
böck ! 

GEMEINDERAT ALFRED WATZEN­
BÖCK: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn man die ganze Angelegen­
heit des Notopfers kritisch uild nüch­
tern betrachtet, so fällt einem immer 
mehr auf, daß es eigentlich eine ganz 
merkwürdige Angelegenheit ist. Schon 
der Name, der Titel, der gewählt·wur­
de - Notopfer - ist reichlich merkwür­
dig und der Erfinder dieses Namens 
muß entweder ein düsterer Dramati­
ker gewesen sein oder ein Witzvogel, 
denn über legen wir uns, soweit ich 
informiert b in, beträgt der Gesamt­
betrag des Notopfers, der von denGe­
meinden hereinkommen soll, ca. 3 %0 
des gesamten Staatshaushaltes, also 
nicht der Einnahmen, sondern des ge­
samten Budgets. 

Es handelt sich also um einen 
Betrag, der keineswegs zu einer Not­
situation führen kann. In Not befindet 
sich ein Ertrinkender, ein Hungern -
der oder ein Staat nach einem Krieg, 
aber doch nicht ein Staatshaushalt in 
der Höhe von 60 Milliarden Schilling, 
dem 3 %0 davon fehlen. Übertragen 
auf die Verhältnisse der Stadt Steyr 
würde das bedeuten, daß der Gemein­
de Steyr für irgend einen Zweck 
400 000 Schilling fehlen würden . Das 
wären ungefähr diese 3 %0. Die Ge­
meinde Steyr müßte in diesem Falle 
sofort daran gehen und sich an irgend 
jemandem wenden, um ein Notopfer 
einzuheben. Das könnte in Steyr prak­
tisch in erster Linie bei Handel- und 
Gewerbetreibenden geschehen und 

müßte dann auf diese Art durchgeführt 
werden. 

Wenn man nun noch bedenkt, daß 
sehr oft Beträge , die einen wesentlich 
höheren Anteil der Haushalte darstel­
len, sowohl in den Städten a l s auch in 
den Ländern und beim Bund für Zwek­
ke ausgegeben werden, die mit der 
eigentlichen Verwaltung oft gar nichts 
zu tun haben, nur um sich gewisse 
Wählerschichten gut zu stimmen oder 
als Gegenleistung für einen Kuhhandel, 
dann wird sehr deutlich, was sich die 
Leute eigentlich dabei denken. Keinem 
jener, die befaßt waren mit der Ausar­
beitung dieses Vorschlages für ein Not ­
opfer, ist es eingefallen zu sagen, na 
diese paar Promille werden wir doch 
irgendwie abstreichen können. Da hat 
jede Seite Angst, sie müßte ein paar 
Promille ihrer Forderungen aufgeben 
und könnte dann weniger Steuerge~ 
schenke für ihre Seite herausholen oder 
Subventionen oder so irgend etwas. 
Das könnte natürlich die Wählerstim­
men auch um einige Promille senken, 
wenn um einige Promille weniger Gel­
der zur Verfügung stehen für diesen 
und jenen Minister oder das und jenes 
Ressort. Aber diese Denkweise kann 
auch auf den privaten Haushalt, sagen 
wir auf einen durchschnittlichen Haus­
halt, übertragen werden. Man könnte, 
ich habe das zuerst übertragen auf die 
Verhältnisse der Stadt Steyr, das also 
auch auf einen Durchschnittshaushalt 
übertragen, was beispielsweise im 
Jahr ungefähr 100 Schilling ausmachen 
würde. Das heißt also, wenn jemandem 
am Jahresende 100 Schilling abgehen, 
dann ist er in furchtbarer Not und muß 
sich an irgend jemandem um Notzu­
wendungen wenden. Das wären zum 
Beispiel bei einem guten Einkommen 
von 90 000 Schilling 300 Schilling im 
Jahr. der müßte also irgend jeman­
den haben. An eine Privatperson kann 
er natürlich nicht herantreten,da muß 
er sich halt auf die Brücke setzen und 
den Hut hi~halten, weil er in so gro­
ßer Not 1st, weil ihm 3 o/oo fehlen. 
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Das ist die ganze Denkungsweise. 
Deshalb möchte ic h noch ein­

mal erwähnen, daß diese Bezeich­
nung an und für sich wirklich ul kig 
ist. Nebenbei b emerkt, haben wir 
diese Bettler in Steyr auch tatsäch­
lich, was übrigens eine merkwürdige 
Erscheinung in einem sozialen Staat 
ist und es würde eigentlich die Ge -
meinde Steyr irgend eine Notzuwen -
dung brauchen, um diese Dinge ab -
stellen zu können. 

Soviel über das Grundsätzliche 
zu der Angelegenheit 11 Notopfe r 11 • Man 
könnte natürlich jetzt Einzelheiten an -
führen, die höhere Beträge ausmachen 
als dieser gesamte Notopfereingang 
beim Bund. Zum Beispiel Empfänge 
von Persönlichkeiten aus Afrika oder 
Asien, die in ihren Ländern selbst 
kaum Bedeutung haben, sondern nur 
von Machtblöcken gestützt werden, Stu­
dienreisen nach Texas zum Studium der 
Landwirtschaft, wahrscheinlich für un­
sere Bergbauern, die Entwicklungshil­
fe, obwohl wir selbst Entwicklung ei­
gentlich nötig hätten in verschiedenen 
Belangen und andere Sorgen haben, 
wie Anschluß an den größeren Wirt­
schaftsraum usw. 

In diesem Zusammenhang . fällt 
aber noch etwas auf und das müßte 
vielleicht auch angeführt werden, 
wenn man grundsätzlichsichdie Denk­
weise vor Augen hält, die bei Erstel­
lung des Staatshaushaltes und auch 
mancher anderer Haushalte besteht. 
Das ist die bekannte "Forderitis11 

gegenüber Stadt, Land und Bund . Wir 
können uns noch gut erinnern; nach 
1945 haben gewisse Leute besonders 
laut geschrien, daß in der Zeit vor -
her der Staat sich zu viel in die Pri -
vatsphäre eingemischt habe und sich 
um jede Kleinigkeit kümmerte. Ge­
rade diese Leute, die heute Vertreter 
sind an den obersten Stellen, scheinen 
anscheinend bemüht zu sein, die Staats­
bürger geradezu dazu zu erziehen, 
sich mit jedem Wehwechen an den 
Staat zu wenden, wie ein kleines Kind 

um einen Lutscher zu bekommen -
sprich Happen aus dem Steuertopf -
usw. Das geht m eistens auf Kosten 
der Leute, die den Bettelgeist weni­
ger kennen, aber auf der anderen Sei­
te die Wirtschaft betreiben und dadurch 
das meiste beitragen zu diesem Auf­
kommen, oder auch die Verteiler 
selbst könnten auf manchen Happen 
verzichten, dann wären ganz bestimmt 
höhere Beträge als die um die es sich 
hier handelt, herein gebracht worden, 
wenn man so manchem Handaufhalter 
eben e inmal zurückgewiesen hätte. 

Aus diesen grundsätzlichen Er­
wägungen heraus und in diesem Sinne 
möchte ich den Protest abgefaßt sehen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
GER HANS SCHANOVSKY: 

Wünscht sonst jemand das Wort? 
Herr Gemeinderat Moser bitte! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Es ist im Gemeinderat seit Jah­
ren bekannt, daß meine Fraktion so­
lange das Notopfer an den Bund abge­
führt werden mußte, mit Ausnahme der 
ersten Jahre a ls sich der Bund viel­
leicht wirklich in einer gewissen Not­
lage nach dem Kriege befand, dagegen 
Stellung genommen und bei jeder Bud­
getdebatte beantragt hat, gegen das 
Notopfer zu stimmen. Das ist vorbei. 
Wir können also nicht in den Verdacht 
kommen, daß wir für ein Notopfer sind, 
Wir haben uns immer bemüht, das Not­
opfer zu beseitigen, weil wir es als un­
berechtigt gefunden haben. Auch die 
Mehrheiten in den Gemeinden, ob so­
zialistisch oder von der ÖVP. haben 
es als unerträglich empfunden, das 
Notopfer zu bezahlen, weil jeder ge­
fühlt und gesehen hat, daß die Not des 
Bundes nicht vorhanden war. Warum 
da den Gemeinden noch Geld abschröp­
fen? Nur weil der Finanzminister 
glaubt, es für andere Zwecke zu brau-
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eben? 
Da wir aber jetzt vor einer voll ­

zogenen Tatsache stehen und es ge­
wissermaßen beschlossen ist, daß wir 
das Notopfer bezahlen müssen, möch­
te ich einen anderen Antrag stellen. 
Es ist bekannt, daß derzeit .zwischen 
den Regierungsparteien, genauer ge­
sagt zwischen den Vertretern der Ge­
meinden und des Städtebundes , Ver­
handlungen über den neuen Finanzaus-

. gleich laufen . Ich würde beantragen, 
daß der Gemeinderat, soweit dies 
Steyr betrifft, seine Vertreter, ich 
meine die Vertreter im Gemeinde­
bzw. Städtebund , beauftragt, schärf­
stens Protest dagegen einzulegen, 
daß für kommende Jahre und Zeiten 
den Gemeinden wieder ein Notopfer 
auferlegt wird. 

Das wäre mein Antrag zur Sache 
Notopfer. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE ­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Bitte Herr Stadtrat Gherbetz ! 

STADTRAT KARL GHERBETZ: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Jedes Jahr um diese Zeit wird 
das Budget für das kommende Jahr er­
stellt. Man bemüht sich in diesem Hau­
se, die Steuergelder dieser Stadt mög­
lichst sparsam an wichtige Vorhaben 
zu dotieren . Daß nicht alle Wüns·che 
erfüllt werden können, ist selbstver­
ständlich und wissen Sie ja alle. 

Ich erinnere nur, daß wir Brük­
ken brauchen, daß das Umfahrungs­
projekt ausständig ist , die Kanalisa­
tion nachhinkt, der Ausbau unserer 
Straßen notwendig wäre, ebenso der 
Bau von Kindergärten und Schulen. 
Es fehlt eine Stadthalle, es fehlt eine 
Markthalle. Sie alle kennen die drük­
kende Not die bei den Wohnungssu­
chenden he,rrscht. Dies sind nur eini­
ge Punkte, die ich Ihnen hier anfüh-

ren möchte. Es ist also trotz Spar­
samkeit nicht möglich, auch nur die 
dringendsten Vorhaben durchzuführen. 
Das ist die eine Seite, die andere Sei­
te aber ist, daß der Bund eine Pro­
porzwirtschaft hat und die Regie­
rungsparteien sich gegenseitig be­
kämpfen, wodurch ein Parteihader 
entsteht und die Regierung daher nicht 
in der Lage ist, eine vernünftige Wirt­
schaftspolitik zu führen. Hier werden 
Millionen auf leichtsinnige Weise ver­
geudet. Denken Sie an die Rundfunk­
misere, die zum Himmel stinkt, an 
die Wohnungsgesellschafts-Skandale, 
an die überflüssigen Ministerreisen in 
alle Welt, an die schnelle Zuerken­
nung der Ministerpensionen, an den 
Stickstoffwerke-Skandal, das generö­
se Lustergeschenk an die Metropoli­
tanoper in New York, die anscheinend 
sehr notleidend ist und nicht zu letzt an 
die Streitigkeiten um das Bundesheer. 
Da unsere Stadt in einigen Tagen selbst 
Garnisonsstadt sein wird, möchte ich 
hier die Unzulänglichkeiten, welche 
sich in einem hoffentlich nie eintre­
tenden Ernstfall praktisch auswirken 
könnten, e inmal näher beleuchten: 

Seit Monaten tobt im Rundfunk, 
im Fernsehen und in der Presse der 
Parteienstreit um das Bundesheer . 
Nach dem mißglückten Versuch von 
Graf undSchleinzer soll jet.zl; Prader, 
dem es zwar in Niederösterreich ge­
lungen ist, den letzten Straßenarbei­
ter des ÖAAB zu vergattern, der Ret­
ter des Bundesheeres werden. Als 
1954 der Staatsvertrag unterzeichnet 
war, hatte der damalige Heeresma­
nager kein Konzept. In altbewährter 
Weise wurden in den Kader, voral­
lem in den höheren Stellen, Leute 
eingeschoben, die der Partei dieser 
Herren nahe standen oder ihr ange­
hörten und solche , die dann im Jah­
re 1958 pensioniert wurden und noch 
vom Kaiserhut mit · Stehkragen träum­
ten. Nachdem dies· aber nicht ge­
reicht hat, mußte der neugebackene 
Verteidigungsminister Graf, ehemals 
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Marketender und Bäckergefreiter in 
der deut schen Wehrmacht, auf andere 
Kreise zurückgreifen. Graf be­
schränkte s ich in seiner Amtsperiode 
auf die Frage, ob de r Soldat weite oder 
enge Hosen tragen soll. Er bemühte 
sich mit Erfolg, den Truppenübungs -
pla t z aus wahl strategischen Gründen 
um 400 000 ha zu verkleinern. Außer­
dem betrachtet e er den Truppen­
übungsplatz für sich und seine Freun­
de als Jagdrevier und ließ frisch und 
fröhlich Panzerfahrzeug-Verbotstafeln 
aufstellen. Ob das der Sinn eines 
Truppenübungsplatzes ist, weiß ich 
nicht. Militärisch aber sah es triste 
aus. Die Praxis ergab dann, daß die­
ses Heer nur als Ausbildungsheer auf­
gestellt wurde und somit nie in der La -
ge war und in der Lage ist, im Ernst­
fall die Grenzen Österreichs zu ver­
teidigen. Nun auch der Stern Graf 
verblaßte am Himmel und an seiner 
Stelle kam der Superreformer Schlein­
zer. Unter dem Druck der angeblich 
zornigen Majore war es ihm vorbehal­
ten, eine Superreform durchzuführen; 
er kaufte alle möglichen Waffen.ich 
brauche hier nur an die Düsenjäger 
erinnern und er erbaute einen Befe­
stigungswall, im Volksmund heißt er 
11 Schleinzerwall11 • Man hat alte Panzer 
einbetoniert, eine Maßnahme, worüber 
heute jeder Laie lacht.Außerdem schuf 
er eine Menge Generalstellen. Im Bun­
desministerium für Landesverteidi­
gung tummeln sich die Generalleutnan­
te herum wie in der Kaserne die Re­
kruten. Aber das tragische ist, an 
verantwortungsbewußten Truppenfüh­
rern und Unteroffizieren fehlt es in 
diesem Heer. 

Nun auch seine Zeit war be­
grenzt und dann kam mit Donner­
schlag ein neuer Mann auf die Bühne, 
der jetzige Verteidigungsminister Dr. 
Prader. Er spitzte die Generäle an , 
die Bürokratie des Heeres wurde er­
weitert, eine neue Ausgangsuniform 

. geschaffen~ eine Propagandaaktion 
von umstrittenem Wert gestartet. 

Milc htrinkaktion<:n inH Lehen geru ­
fen und zulet~t machte n die Soldaten 
sogar eine 'l'rauhcnkur mit. Wahr­
lich das wäre ein Gc:r;undheitsmini­
ster! Für die Armee aber wurde 
nichts getan. Die Ve rpolitisierung 
läuft weiter. Unsere Jungen, welche 
ihrer Wehrpflicht nachkommen müs­
sen, ich betone müssen, haben wäh­
rend der Hälfte ihrer Dienstzeit ei­
nen Leerlauf oder gehen Bäumchen 
pflanzen. Sie werden sagen, was hat 
das mit unserem Budget zu tun? Nun 
ich erinnere, unsere 2 Millionen sind 
auch dabei, die wir dem Bund geben 
mußten und waru111?Weil der Bund un­
fähig ist, ein wirklich wirtschaftliches 
Programm zu erstellen und wir muß­
ten daher unser Notopfer · bringen. 

Aus all den aufgezeigten Gründen 
sind wir der Ansicht, daß die Protest­
aktion an die Bundesregierung abgehen 
soll. 

B1lRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Bitte Herr Stadtrat Enge ! 

STADTRAT FRANZ ENGE : 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Ich habe die Möglichkeit mich 
sehr kurz fassen zu können. Aus den 
letzten Worten des Kolleger.. Gherbetz 
hat man ja entnehmen können, um was 
es sich handelt , um eine von oben nach 
unten gelenkte Protes taktion der FPÖ. 
Ich spreche ihr, das möchte ich aus­
drücklich sagen, das Recht so etwas 
zu inszenieren, nicht ab . Ich möchte 
aber daran erinnern, daß wie der Herr 
Bürgermeister schon angeführt hat, 
zwischen Gemeindebund, Städtebund 
und Bund, diese Abmachung getroffen 
und im Parlament so beschlossen wor­
den ist und wir natürlich auch dazu 
stehen. Ich glaube, nicht betonen zu 
müssen, daß es uns lieber gewesen 
wäre, der Bund hätte jene Nettoabga­
benertragssumme erreicht, die eine 
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Rückzahlung des Notopfers möglich ge­
macht hätte. 

Nicht unvernünftig erscheint mir 
die Anregung des Kollegen Moser. das 
muß ich ganz offen sagen . Nur glaube 
ich insoferne dem, sagen wir vorbeu­
gen zu könner., wenr. das der richtige 
Ausdruck ist - denn ich zweifle nicht 
eine St:kunde daran , daß unsere Ver­
treter• in diesem Fall der Herr Bür­
germeister, und die Herren Vizebür­
germeister, glaube ich, die in den 
verschieder~sten Gremien des Städte­
bundes vertrete?'!. s i!ld, sich dor t sicher 
mit Händen ur.d FüßeP.. gegen jeden 
Schilling wehren werden, den sie gege­
benenfalls an den Bund abliefern müß­
ten. Ich glaube, dieser Appell braucht 
meiner Ansicht nach gar nicht be­
schlossen werden, sondern es ist eine 
Selbstverständlichkeit, daß wir von 
den Vertretern im Städtebund erwar­
ten, daß sie Widerstand leisten bis 
zum Äußersten, was sie ja auch tun. 

Wir als sozialistische Fraktion 
stimmen nicht fßr den Antrag, den die 
FPÖ eingebracht hat. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Wünsch!. noch jemand das Wort? 
We:nn das nicht der Fall ist, so möch­
te ich zunächst Herrn Kollegen Moser 
mitteilen, daß sein Antrag dem Fi­
nanz- und Rechtsausschuß zugewiesen 
werden wird, da er hi-er noch r.icht be­
handelt werden kann. 

Nachdem niemand mehr das Wort 
wünscht, lasse ich über den Antrag ab­
stimmen. 

We:r für den Ant rag ist, möchte 
zum Zeichen der Zustimmung die Hand 
heben. 
(Stadtrat Gherbetz und die Gemeinde­
räte Wagner und Watzenböck stimmen 
flir den Antrag.) 

Danke, gegen 3 Stimmen abge­
lehnt. Ich übergebe den Vorsitz Herrn 
Bürgermeister. 

BÜRGERME!STER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wir schreiten i n der Abwick­
lung unserer Tagesordnung weiter. 
Ich darf als nächsten Berichterstat­
ter Herrn Vizebürgermeister Scha­
ni:>vsky bitten! 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEI­
STER - STELLVERTRETER DIREK -
TOR HANS SCHANOVSKY: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist Ihnen der Rechnungsab­
schluß für das ,Jahr 1963 vorge legt 
worden. Es ist dies ein Ziffernwerk, 
das nunmehr gesammelt die Summen 
widerspiegelt, die wir im J ahre 1963 
beschlossen haben. Di e Haushaltsge­
barung konnte positiv abgeschlossen 
werden . 

Ich werde mich in meinen Aus­
führungen ganz kurz fassen und nur 
einige markante Zahlen erklären. 

(Bürgermeister - Stellvertreter Hans 
Schanovsky trägt auszugsweise aus 
dem Vorbericht und die Seite 104 des 
Rechnuf'l.gsabsc-hlusses 1963 - BEILA­
GE A - vor). 

Ich glaube, daß das Ergebnis 
der Ge-barung 1963 wieder als zufrie ­
denst;ellend bezeichnet werden kann 
und möchte Ihr1e.n empfehlen, diesen 
Abschluß zur Kenntn:s zu nehmen. 
Er wu r-de vom Ko.ntrollamt geprüft 
und für richtig befunden. Es wird sich 
wahrscheinlic h a uch der Rechnungs­
hof noch da mi t. beschäftigen. G leich­
zeitig m dchte ich noch dem Stadtrech­
nungsamt. für dieses Werk danken. 

Für folgenden Antrag des Finanz­
und R echtsausschusses bitte ich a l so 
um lhre Zustimmung: 

2) Buch··:!.443/1964 

·::~1:~r;:;gu~:s 3 .des Rechnungsab-

De r Ge meinderat wolle beschließen: 
Der Rechnungsabschluß der 
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z u r Deckung der inzwischen aufgelau­
fenen und noch autl auienden Bauvorbe­
reirun.gskosten ge.t"ä.'l r t . 

Hiezu Vii.rd eine überplanmäßige 
Ausgabe in dieser Höhe bei VP 62--85 
aoH bew-i-1.ligt . 

Die Festsetzung der Darlehens­
bedi:lgungen bie:ib;; einem späteren 
Beschluf! vor beh.al~e:n. 

Ich bine um Ihre Annahme. 

Bt':RGERl\lEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Darf ich auch in diesem Fall 
Ihre Zustimmun.g annehmen? Es liegt 
ke:.ne Gegenstimme vor, daher ange­
nommen. Dari.ke. 

Für den erkrankten Vizebürger­
meister Hoch.mayr bitte ich Herrn Ge­
meinderat Wabitsch einzuspringen. 

BERICHTERSTATTER GEMEINDE­
RAT KOMMERZIALRAT LUDWIG 
W.~ITSCH anstelle von Bürgermei­
ster-Stellvertreter Josef Hochrnayr: . 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe Ihnen 4 Anträge vor­
zubringen. Der erste davon lautet: 

7) Bau 5-8558/1958 
Freigabe von Mitteln im Rech­
nungsjahr 1964 für den Umbau des 
Hauses Stadtolatz 25. 

Antrag des Stadtsenates, 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Zum Zwecke der weiteren Fort­
führung des Umbaues des Rathaus-Ne­
bengebäudes wird für das Jahr 1964 
eine überplanmä.Bige Ausgabe von 

S 2 100 000, --
(Schilling zwei Millionen einhundert-

tausend) 
bei VP 01-95 aoH bewilligt. Die Dek­
kung für diese Ausgabe hat durch Ent­
nahme aus Rücklagen zu erfolgen. 

Ich ersuche um .die Annahme. 

BÜ!lGEJ:lMEl~' l,' JJ!ll ,l <JH IW FELLIN­
GE!t: 

WUnB(d 1l hlu~u Jrimand das Wort? 
Bitte Horr Gurnolndt:ral Moac:r! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Herr BUrgermeister ich hätte 

hiezu eine Anfrage. Wann wird das 
Haus schätzungsweise fertiggestellt 
und wieviel sind noch an Schulden zu 
zahlen? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Die Fertigstellung des Hauses 
Nr. 25, also des Nebenhauses, steht 
kurz bevor. Wir sind dabei, schon 
einzelne Abteilungen dorthin zu über­
siedeln. Der Schuldenstand ist prak­
tisch Null, .Weil ja laufend abgerech­
net wurde. Die Bauendabrechnung 
wird noch Differenzen ergeben, aber 
man kann nicht von einem nennens­
werten Schuldenstand sprechen. Wir 
haben dafür ja keinen Kredit aufgenom­
men, sondern nur Budgetmittel einge ­
setzt. 

Es liegt keine Wortmeldung mehr 
vor . Ich darf daher Ihre Zustimmung 
annehmen . 

GEMEINDERAT LUDWIG WABITSCH: 
Mein nächster Antrag betrifft: 

8) Bau 3-2258/1964 
Asphaltierungsprogramm 1964 . 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Zum Zwecke der Durchführung 
des Asphaltierungsprogrammes 1964, 
Teil Fremdvergabe, wird der Betrag 

(Schilling 

bei VP 
Ich 

S 620 000, -­
sechshundertzwanzigtau­

send) 
664 - 52 oH freiu!geben. 
ersuche um Annahme. 
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BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht zu diesem Asphaltie­
rungsprogramm jemand das Wort? 
Es ist dies nicht der Fall und somit 
ist auch dieser Antrag angenommen. 

GEMEINDERAT LUDWIG WABITSCH: 
9) Bau 3-459/1964 

Regulierung des Arbeiterberges 
und des Knotens Damberggasse. 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Zum Zwecke der Regulierung 
des Arbeiterberges und des Knotens 
Damberggasse wird der Betrag von 

S 356 000, --
(Schilling dreihundertfünfzigsechs -

tausend) 
bei VP 664-91 oH freigegeben , 

Ich bitte um die Annahme . 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird hiezu das Wort gewünscht? 
Dies ist nicht der Fail und Sie sind 
also auch mit diesem Antrag einver­
standen. 

GEMEINDERAT LUDW!G WABITSCH: 
10) Bau 4-5018/1953 

Teilberichtigung der Abgeltungs­
forderung der Firma Weidinger 
(Ennstalbrücke). 

Antrag des Stadtsenates. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Da die der Firma Weidinger aus 
dem Titel der Errichtung der Ennstal­
brücke gegen die Stadtgemeinde Steyr 
zustehende Abgeltungsforderung (Ge -
meinderatsbeschluß vom 18. 12. 1962) 
mangels Baufortschrittes im Jahre 
1963 nicht vollständig berichtigt wer ·· 
den konnte, wird der hiefür noch er­
forderliche Betrag von 

S 250 000, --

(Schilling z weihundertfünfzigtausend) 
im laufenden R echnungsjahr als außer­
planmäßige Ausgabe bei VP 664-98 
aoH bewilligt. Die Deckung erfolgt 
durch Entnahme aus Rücklagen. 

Ich ersuche um die Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht hiezu jemand das Wort? 
Bitte Herr Gemeinderat Moser! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Ich glaube, es ist nicht die er­

ste Zahlung, die wir an Herrn Wei­
dinger leisten müssen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Nein, ich glaut-e die zweite. 
Es wurde in zwei Raten bezahlt. Die 
Summe bleibt sich ganz glEich. 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Na, wie hoch ist die Gesamt­

summe? 

BÜRGERME!STER JOSEF FELL:N­
GER: 

351 000 Schilling! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
350 000 Schilling! - Aus wel­

chen Gründen müssen wir das be­
zahlen? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELL!N­
GER, 

Wir haben u ns schon bei der 
Bauverhandlung ,·erpfhch!:et, die durch 
den Bau der B:rücke bedingten ver­
schlechterten L ichtverhältnisse in den 
Werkstätten der Firma auf unsere Ko-
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sten zu regulieren. Außerdem haben 
wir wegen der Gefahr eines Brande s 
die \'erlegung des Sägespänesilos be­
antragt . Das ist ebenfalls in unse rem 
Inte r esse, denn die F i rma hätte kein 
Interesse daran, d en Sägespänesilo 
zu verlegen, wenn nich•. wir dorthin 
d i€: Brücke gebau~ hätten. Das ist der 
T ite l für di e:se: Zahlung, die in zwei 
Rate n durchge: fi..:hn wurde und nur aus 
demGru ndE: noc.h einmal bewilligt wer­
den mu~te , ·.r,e il wie Sie gehört haben, 
der Baufortschr i;_,_ so langsam war, daß 
die !\Ene l :m vergangenen Jahr nicht 
verbraucht wurden, aber budgetmäßig 
nicht über t rage n we rden konnten. 

Es liegt keine weitere Wortmel­
dung vor . Danke , da her ist auch dieser 
Antrag angenommen . 

Ich e rsuche nun Kollegen Enge um 
s eine Berichte ! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
FRA.N'Z ENGE: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Bedingt durch die i mmer stär­
ker werdende Motorisierung und Tech­
nisierung im städtischen Wirtschafts­
hof ist es notwendig, z wei weitere Ga­
ragen anzubauen. 

Dazu liegt Ihnen folgender An­
t rag des F inanz- und Rec htsausschus­
ses vor: 

11) ÖAG-4873/!964 
St. Wi-Hof 
Bau von Garagen im Städtischen 
\V irtschaftshof. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Für den Neubau von Garagen im 

Städtischen Wirtschaftshof wird ein 
Betrag von 

S 150 000, --
(Schilling einhundertfünfzigtausend) 
b ei VP 727-95 oH freigegeben und eine 
überplanmäßige Ausgabe von 

S 33 000, -­
(Schilling dreißigdreitausend) 

bei derselben Haushaltstelle bewil­
ligt. 

Die Deckung der übe rplanmä­
ßigen Ausgabe ist aus Mehreinnahmen 
be i den allgemeinen Deckungsmitteln 
zu nehmen. 

Die Baumeisterarbeiten sollen 
von der Firma Beer & J anischovsky 
durchgeführt werden, die übr igen Ar­
beiten in Eigenregie, a l so vom Städ­
tischen Wirtschaftshof selbst. 

Darf ich nun gleich zum 2. An-
trag übergehen, welcher betrifft: 

12) ÖAG-5675/1964 
St. Wi-Hof 
Ankauf eines Lastkraftwagens mit 
Ladekran . 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
De r Gemeinderat wolle besc hließen: 

Zum Ankauf eines Steyr-Diesel­
Lastkraftwagens, Type 480 zk bei der 
Steyr-Daimler-Puch AG und eines 
HIAB-Autoladekrans, 11Bimbo11 , Mo­
dell 292, bei der F i rma F. B. Tar­
buk & Co., Linz , zum Gesamtpreis 

S 275 ooo. - -
(Schilling zweihundertsiebzigfünftau-

send) 
wird der Betrag von S 255 000, -- bei 
VP 727- 93 oH freigegeben und eine 
überplanmä ßige Ausgabe vonS 20 000,-­
bei derselben Haushaltstelle bewil -
ligt. 

Die Deckung für diese überplan­
mäßige Ausgabe ist aus Mehreinnah­
men bei den allgemeinen Deckungs­
mitteln zu nehmen. 

Mein dritter Antrag betrifft: 
13) ÖAG-5496/1964 

St. Wi-Hof 
Bau e ines Streusandsilos. 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus -
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

zum Z weck e des Einbaues eines 
Streusandsilo s fi.lr d e n städtischen 
Wirtschaftshof wird der Bfi'trag von 

S 70 000, --
(Schilling sie bzigtaus end) 
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bei VP 727-96 oH freigegeben. 
Darf ich etwas richtig stellen. 

Bitte, ich habe bei meinem ersten An­
trag gesagt, daß die Baumeisterarbei­
ten von der Firma Beer & Janischovs­
ky durchgeführt werden sollen. Hier 
ist ein Irrtum unte rlaufen, denn der 
Bau der Garagen soll vollständig in 
Eigenregie durchgeführt werden . Aber 
der Streusandsilo bedingt eine Beton­
arbeit, die in Eigenregie nicht durch­
geführt werden kann und die soll die­
ser genannten Firma übertragen wer­
den. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu 
allen drei Anträgen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Wird hiezu das Wort gewünscht? 
Es ist dies nicht der Fall und somit 
sind alle drei Anträge angenommen . 

Herr Kollege Huemer bitte! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
ALOIS HUEMER, 
Sehr geehrte Mitglieder des GE:mein­
derates ! 

Der Finanz- und Rechtsausschuß 
hat sich mit nachstehendem Antrag be­
schäftigt und empfohlEn, daß der Ge­
meinderat ihn beschließen möge. Er 
hängt ursächlich zusammen mit dem 
Ihnen vom Baureferenten vorgetrage­
nen Antrag auf Asphaltierung des Ar­
beiterberges. 

Der Antrag lautet: 

14) ÖAG-4118/1964 
Verlegung einer Wasserleitung in 
der Damberggasse (zwischen Mi­
chael-Vogl-Berg und Schönauer · 

Straße) . . 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Der Verlegung der Wasserleitung 
in der Damberggasse im Bereiche zwi­
schen Michael-Vogl-Berg und Schö­
nauerstraße mit einem Kostenaufwand 
für Rohrmaterial und Montage, der ca. 

400 m langen Leitung im l. Bauab­
schnitt von 

S 137 234, --
{Schilling einhundertdreißigsiebentau­

sendzweihundertdreißigvier) 
und für Baumeisterarbeiten von 

S 65 596, - -
(Schilling sechzigfünftausendfünfhun­

dertneunzigsechs) 
wird zugestimmt. 

Die Mittel sind von den Städti­
schen Unternehmungen aufzubringen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Wird das Wort gewünscht zu die­
sem Antrag? Dies ist nicht der Fall. 
Der Antrag ist daher angenommen. 

Ich bitte um den nächsten An­
trag. 

STADTRAT ALOIS HUEMER, 
Der nun folgende Antrag, der 

ebenfalls über den Finanz- und Rechts­
ausschuß gegangen ist, hat nachstehen­
den Wortlaut: 

15) ÖAG-3142/1964 
Wasserwerk 
Verlegung einerWasserleitung im 
Kronbergweg. 

Der Ge meinderat wolle beschließen: 
Der Verlegung einer öffentlichen 

Wasserleitung im Kronbergweg mit ei­
nem Gesamtkostenaufwand von S 90 000 

S 45 000, --
(Schilling vierzigfünftausend) 

von den Städtischen Unternehmungen, 
der Rest von den Interessenten aufge­
bracht werden, wird zugestimmt. 

Die Rohrbeistellung und die Ver­
legung hat durch das Wasserwerk zu 
erfolgen . 

Ich möchte Ihnen mitteilen, daß 
die sanitätspolize i.lichen Untersuchun­
gen desWassers am Kronbergweg er­
geben haben, daß das Wasser für 
menschlichP.n Genuß unbrauc--hbar is1 
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und nur im abgekochten Zustand ver­
wendet werden kann. Ich sage das des­
halb, weil es sich hier um eine Sied­
lung handelt, die ganz an der Periphe­
rie der Stadt liegt und es hier deutlich 
zu erkennen ist, daß nur durch eine 
Gemeinschaftsleistung derar tige Übel­
stände beseitigt werden können. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Es liegt keine Wortmeldung vor 
und daher ist auch dil:ser Antrag an­
genommen. 

STADTRAT ALOiS HUE!\1:ER: 
Mein dritter Antrag kommt 

ebenfalls vom Finanz- und Rechts­
ausschuß und hat folgenden Inhalt: 

16) ÖAG-1821/ 1963 
Wasserwerk 
Durchführung von Installationen 
in der Schieberkammer des Hoch-
behälters Stein. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Die Mittel für die mit Stadtse­

natsbeschluß vom 18. 8. 1964 verge­
benen Aufträge (Materialbestellungen 
für die Schieberkammer des Hochbe­
hälters Stein) im ,Gesamtbetrage von 

S 152 185, --
(Schilling einhundertfünfzigzweitau­

sendeinhundertachthigfünf) 
sind von den Städtischen Unterneh­
mungen aufzubringen. 

Ich bitte, auch diesem Antrag 
Ihre Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Es liegt keine Wortmeldung vor 
und Sie sind daher auch mit diesem 
Antrag einverstanden ! 

Hßrr Kollege Besendorfer bitte ! 
(Stadtrat Alfred Baumann verläßt die 
Sitzung. ) 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
ALOIS BESENDORFER: 
Sehr geehrte Damen und Herren de$ 

Gemeinderates! 
Ich habe Ihnen drei Anträge des 

Finanz- und Rechtsausschusses und 
einen Antrag des Stadtsenates zur Be­
schlußfassung vorzulegen. 

Der erste Antrag betrifft: 

17) ÖAG-10520/ 1956 
Fortführung der Adaptierungs­
und Instandhaltungsarbeiten im 
Lebzelterhaus. 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Zum Zwecke der Fortführung der 
Instandsetzungs- und Adaptierungsar­
beiten im Lebzelterhaus in der Sier­
ninger Straße 1 wird für das Jahr 1964 
der Betrag von 

S 100000,-­
(Schilling einhunderttausend) 

bei VP 351 - 91 oH freigegeben. 
Ich ersuche um die Annahme des 

Antrages. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird hiezu das Wort gewOnscht? 
Herr Kollege Moser! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Wie lange noch? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER : 

Bitte heuer werden wir das Vor­
haben sicher noch nicht beenden kön­
nen. Bedingt durch den ratenweisen 
Aufwand wurde vorerst das Gebäude 
wettersicher gemacht, das heißt Dach­
reparaturen usw. wurden durchgeführt. 
Im zweiten Abschnitt wurde die Woh­
nung instandgesetzt und mit dem heu­
tig~nAntrag soll nun auch der museale 
Teil des Lebzelterhauses adaptiert 
werden. Es bleibt noch offen, die eben­
erdig liegenden Räume herzurichten. 
Das wird uns im nächsten Jahr noch 
beschäftigen. Dann dürfen wir mit dem 
Lebzelterhaus zufrieden sein. 
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STADTRAT ALOIS BESENDORFER: menschenwi.lrdigen Wohnverhältnissen 
Dann fangen die Reparaturen an ! geführt werden. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN- STADTRAT ALOIS BESENDORFER, 
GER: Ein Antrag des Stadtsenates: 

Dann fangen die Reparaturen an, 
die uns aber nicht mehr beschäftigen 19) ÖAG-1127/1964 
im Detail, sondern unter einem ande- Ankauf von Grundstücken aus dem 
ren Konto laufen. Besitze der Tiroler Franziskaner 

Provinz in Steyr. 
GEMEINDERAT AUGUST MOSER: Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Wieviel haben wir schon inve- Dem Ankauf des Grundstückes 
stiert? 1465 Garten im Ausmaß von 5 665 m2 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

400 000 Schilling mit der heuti­
gen Freigabe. 

Sie geben diesem Antrag Ihre 
Zustimmung? Danke. 

STADTRAT ALOIS BESENDORFER, 
Ein weiterer Antrag des Finanz­

und Rechtsausschusses: 

18) GHJ 2- 5284/ 1964 
Durchführung von Instandsetzungs -
arbeiten im städtischen Objekt 
Hausleiten 3. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Für die Instandsetzung des städ­

tischen Objektes Steyr, Hausleiten 3, 
wird ein Betrag von 

S 160 000, - -
(Schilling einhundertsechzigtausend) 

bei VP 921-93 oH freigegeben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Wird hiezu das Wort gewünscht? 
Bitte Herr Gemeinderat Frühauf! 

GEMEINDERAT FRANZ FRÜHAUF, 
Ist das das Armenhaus? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Das ist das ehemalige Armen­
haus in Gleink und soll zu einigerma­
ßen modernen, nein dieser Ausdruck 
ist nicht ganz zutreffend, sondern zu 

und 1269 Baufläche im Ausmaß von 99 
m2 von der Tiroler Franziskaner Pro­
vinz zum Preise von S 300, -- pro m2 
und sohin zum Gesamtkaufpreis von 

S 1 730 000, --
{Schilling eine Million siebenhundert­

dreißigtausend) 
wird zugestimmt, 

Zur Berichiigung des Kaufprei­
ses werden S l 520 800, - - bei VP 92-
91 aoH freigegeben und der Betrag 
von S 209 000,-- wird bei VP 92-91 
aoH als überplanmäßige Ausgabe be­
willigt. Die Deckung hiefür hat durch 
Mehreinnahmen bei den allgemeinen 
Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Die Festset zung der übrigen Be­
dingungen des Kaufvertrages bleibt der 
Magistratsdirekt ion vorbehalten. 

Ich ersuche um Annahme dieses 
Antrages. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesem Antrag 
das Wort? 

Bitte Herr Stadtrat Gherbet.z ! 

STADTRAT KARL GHERBETZ: 
Eine Anfrage! Herr Bürgermei­

ster, was plant man dort? Ist schon 
irgendetwas ins Auge gefaßt? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Nichts im besonderen Es ist 
ein .sehr gut g~eigneter Bauplatz. Aber 
er 1st noch nicht für einen konkreten 
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Zweck bestimmt. 

STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 
Ein weiterer Antrag des Finanz­

und Rechtsausschusses: 

20) GHJ 1-3468/1964 
Ankauf von Brennmaterial für die 
Heizperiode 1964 (Rest). 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zum Zwecke des Ankaufes von 

Brennmaterial für die Heizperiode 
1964 (Rest) für die Städtischen Schu­
len, Kindergärten und Amtsgebäude 
sowie zur Begleichung eventueller 
Reparaturkosten für die Heizanlagen 
wird der Betrag von 

S 619 000, --
(Schilling sechshundertneunzehntau­

send) 
bei VP SN II/ 31 freigegeben. 

Ich ersuche um Annahme dieses 
Antrages. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Liegt eine Wortmeldung vor? 
Es ist dies nicht der Fall und ich darf 
somit auch zu diesem Antrag Ihre Zu­
stimmung voraussetzen. 

Bitte Herr Kollege Stadtrat Scha­
chinger ! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
EMIL SCHACH!NGER: 

Der Verband der katholischen 
Hausgehilfinnen besitzt in Steyr am 
Wieserfeldplatz ein Haus, das sehr 
baufällig ist und über keinerlei mo­
derne Einrichtungen ver fügt. Nun hat 
dieser Verband die Absicht, dieses 
Gebäude zum Abbruch zu bringen und 
dort einen Neubau zu errichten, in 
dem in Zukunft 30 berufstätige Frau­
en und 30 in Rente lebende Hausgehil­
finnen Unterkunft finden sollen. Das 
Ausmaß dieses Vorhabens ist ziem­
lich bedeutend. Es handelt sich hier 
um einen Betrag von 3 1/2 Millionen 
Schilling. Dieser Verein, der bestimmt 
unterstützungs:würdig bJt~ist an den Ge-

meinderat mit der Bitte herangetreten, 
ihm dieses Vorhaben durch eine Sub­
vention etwas zu erleichtern. 

Es ergeht daher an den Gemein­
derat folgender Antrag des Stadtsena­
tes 

21) Ha-3912/1964 
Gewährung einer Subvention an den 
Verband der katholischen Hausge­
hilfinnen, Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Verband der katholischen 

Hausgehilfinnen in Steyr, Wieserfeld­
platz 17, wird eine Subvention im Be­
trage von 

S 100 000, -­
(Schilling einhunderttausend) 

gewährt . 
Dieser Betrag wird als über­

planmäßige Ausgabe bei VP 43- 50 be­
willigt. Die Deckung ist aus Mehrein­
nahmen bei den allgemeinen Deckungs­
mitteln zu nehmen. 

Ich bitte um Annahme . 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird hiezu das Wort gewünscht? 
Bitte Herr Gemeinderat Moser! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Ich möchte eine Anfrage stellen 

an den Herrn Berichterstatter. Dieser 
Verband, ruht er irgendwie auf gewerk­
schaftlicher Basis? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Dieser Verband ist ein Verein, 
der auf caritativer Basis. aufgebaut 
ist. 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Die Gewerkschaft is t auch ein 

Verein! 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ich glaube hier einen caritativen ! 
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GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Nein, mir geht es darum, wenn 

irgendeine andere Fraktion, des Ge­
werkschaftsbundes beispielsweise, die 
für Ihre Mitglieder ein Haus baut, an 
die Gemeinde einen Antrag um Gewäh­
rung einer Subvention stellen würde, 
ob dieser Fraktion dann auch eine Zu­
wendung in gleicher Höhe gegeben wür­
de. Wenn ich richtig verstanden habe, 
handelt es sich hier um ein Haus für 
Hausgehilfinnen, die bereits in Pension 
bzw. Rente sich befinden. Es ist also 
das soziale Moment auch zu bedenken. 
Aus diesem Grund geben wir diesem 
Antrag die Zustimmung. Ansonsten 
möchte ich erklären, daß wir gegen 
eine einseitige Bevorzugung irgend­
welcher Organisationen sind. 

STADTRAT EMIL SCHACHINGER: 
Herr Kollege Moser, wenn die­

se Hausgehilfinnen hier ein Haus er­
richten, um auch alte Hausgehilfinnen 
hier unterzubringen, so ist das ja auch 
wieder eine Entlastung unseres Alters ­
heimes. 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Ich habe ja gesagt, aus diesen 

Gründen, weil es ja sozialen Zwek­
ken dient, werden wir zustimmen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. Es liegt keine neuerli­
che Wortmeldung vor und ich nehme 
daher an, daß der Antrag Ihre Zu­
stimmung findet. 

STADTRAT EMIL SCHACHINGER : 
Der zweite Antrag betrifft: 

22) Bau 2-4230/ 1964 
Grundteilungsansuchen Franziska 
Demberger - Josef und Maria 
Ecker. 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Gemäß Artikel XI der Bauord-

nungsnovelle 1946 wird der Teilung 
der Grundparzelle 1704/2, EZ 1596, 
Katastralgemeinde Steyr (Eigentümer 
Josef und Maria Ecker und Franziska 
(Demberger) laut Lageplan des Ing. 
Karl Gsöllpointner vom 17. 6. 1964 
in die neuen Grundparzellen 1704/5, 
1704/ 6, 1704/ 7 und 1704/ 8, bei 
gleichzeitiger Bauplatzqualifikation 
der Parzellen 1704/5 und 1704/6, 
zugestimmt. 

Die Teilungswerber haben die 
neugeschaffene Parzelle 1704/8 für 
die künftige Verkehrsfläche kosten­
los und lastenfrei abzutreten. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Erhebt sich eine Gegenstimme? 
Es ist dies nicht der Fall und der An­
trag findet daher Ihre Zustimmung. 

STADTRAT EMIL SCHACHINGER : 
Die nächsten Anträge betreffen 

Straßenbenennungen und der erste da­
von lautet: 

23) Ges-845/1964 
Straßenbenennungen im Gebiet der 
erweiterten Infangsiedlung. 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Die im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der Infangsiedlung neu 
anzulegenden Verkehrsflächen erhal­
ten folgende Bezeichnungen: 
1) Unter Bedachtnahme auf die alte 

Bezeichnung für das auf der Bau­
fläche 46 der Kat. Gern. Gleink 
befindliche Objekt, nämlich "Bie­
nenhaus11, erhält der von der Ret­
zenwinklerstraße abzweigende und 
bis zur Einmündung in den Safran­
garten führende Weg die Benennung 
"Bienenhausweg". 

2) Im Gedanken an den Gründer des 
Benediktiner-Stiftes Gleink Arn­
halm von Gleink, erhält d~r von 
der Retzenwinklerstraße abzwei-
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Stadt Steyr füi- das Jahr 1963 wird 
zur Kenntnis genommen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesem Vor­
trag das Wort? Es wird keine Dis­
kussion gewünscht und ich kann da­
raus ersehen, daß Sie dem Rech­
nungsabschluß 1963 Ihre Zustimmung 
erteilen. Danke. 

Ich bitte Herrn Kollegen Scha­
novsky fortzusetzen! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Wir haben uns mit der ersten 
Bezugsregelung im Jahre 1964 zu be­
schäftigen. Es wird Ihnen aus der 
Presse bekannt sein, daß auch der 
Bund mit Wirkung vom 1. August die 
Bezüge der B~diensteten um 4 % er­
höht hat. Im gleichen Sinne liegt Ih­
nen folgender Antrag vor: 

3) Präs-325/1964 
Neuregelung der Bezüge. 

Antrag des Stadtsenates. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

I. 
Auf Grund der Neuregelung der Be­
züge der Bundesbediensteten werden 
die Gehaltsansätze und die Dienstzu­
lagen (§ 57 ff GG) der Beamten des 
Magistrates Steyr, ausgenommen der 
Beamten in handwerklicher Verwen­
dung, unter Zugrundelegung der am 
1. 7. 1964 gültigen Ansätze mit Wir­
kung vom 1. 8. 1964 um rund 4 %. 
die Gehaltsansätze mindestens je­
doch um rund S 80, --. erhöht (bei­
geschlossene Tabellen I u. II). Die 
große Haushaltszulage beträgt ab 1. 
8. !964 S 150, -- p. M. 

II. 
Den Bediensteten in handwerklicher 
Verwendung werden mit Wirkung vom 
1. 8. 1964 bis zur entsprechenden Än­
derung des § 30 StGBG monatliche Er-
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gänzungszahlungen in Höhe der Auf­
zahlung auf die Gehaltsansätze der 
Tabelle III, die unter Berücksichti­
gung der im Abschnitt I fixierten all­
gemeinen Bezugserhöhung errechnet 
wurde, gewährt. 

Die Ergänzungszahlungen unter­
liegen der Pensionsbeitrags- und Kran­
kenfürsorgebeitragspflicht. 

lll. 
Die in den Abschnitten I und II behan­
delten Erhöhungen unterliegen der 
Pensionsautomatik. 
Gnadenpensionen werden gegenüber 
dem Stande vom 1. 7 . 1964 ab 1. 8. 
1954 um 4 %, mindestens jedoch um 
S 30, -- erhöht, soweit hiefür die Pen­
sionsautomatik nicht sinngemäß an­
wendbar ist. 

IV. 
Auf die Vertragsbediensteten finden 
die Abschnitte I und II sinngemäß mit 
der Maßgabe Anwendung, daß zu den 
Gehaltsansätzen ein Sozialversiche­
rungsausgleich tritt, wodurch sich 
die Ansätze nach den Tabellen 1 - 3 
erhöhen. (Tabellen siehe BEILAGE B) 

Ich bitte um Annahme dieses 
Antrages . 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesem Antrag 
das Wort? Das ist nicht der Fall und 
ich darf somit Ihre Zustimmung an­
nehmen. Danke. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Der Stadtsenat unterbreitet Ih­
nen weiters folgenden Antrag: 

4) Ha-4666/1961 
Ha-2073/1962 
Endgültige Festsetzung der Darle­
hen für die Wohnbauten E XIV und 
EXVI. 

De~einderat wolle beschließen: 



Auf Grund der Abrechnung für 
die Wohnbauten Ennsleite XIV und 
XVI werden die endgültigen Darle­
hen mit S 607 000, -- • S 582 000, -­
und S 250 000, -- festgesetzt. 

Die Darle hen werden zu den ge­
nerellen Bedingungen gewährt (100 
Jahre Laufz eit, 1 % Zinsen, gleich­
bleibende antizipative Annuitäten). 
Die Annuitätenzahlungen beginnen 
für das erste Darlehen per 1. 7. 1963, 
für das zweite Darlehen per 1.1.1964, 
die Annuitätenzahlungen für das dritte 
Darlehen sind vorläufig bis 1. 1. 1970 
zu stunden. 

Die Darlehensbeträge sind durch 
Umbuchung aus den Vorfinanzierungs­
mitteln zu decken. Aus Vorfinanzierung 
S 607 000, -- und S 582 000, -- lt . Ge­
meinderatsbeschluß vom 17. 10. 1961, 
Zl. 4666/61 bzw. 3.7.1962, Zl. 2073/ 
62 und hinsichtlich derRestkosten von 
S 250 000, -- aus Vorfinanzierung lt. 
Beschluß vom 18. 1. 1963 (Rest aus 
E XIII). 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu 
diesem Antrag. · 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELL!N­
GER: 

Wünscht zu diesem Antrag je­
mand das Wort? Es ist dies nicht der 
Fall und ich darf somit ebenfalls auch 
hiezu Ihre Zustimmung annehmen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HANS SCHANOVSKY: 

Wir haben zwei weitere Vorfi­
nanzierungsdarlehen zu gewähren, wo­
für Ihnen fo lgende Anträge vorliegen: 
5) Ha- 4866/1961 . . . 

Gewährung eines Vorf10anz_1er_un~s­
darlehens an die Gememnütz1ge 
Wohnungsgesellschaft . mbH der 
Stadt Steyr . (Steinfeldstraße IV /1 -
lL 

.Antrag des Stadtsenates. . 
:oer Gemeinderat wolle beschheßen: 

Zum Zwecke der Errichtung des 

Bauvorhabens Steinfeld IV /1 - 3 (drei 
Stiegenhäuser mit je 16 Wohneinheiten) 
in Steyr, Steinfeld, wird der Gemein­
nützigen Wohnungsgesellschaft der 
Stadt Steyr e in Vorfinanzierungsdar­
lehen in der Höhe von 

S 3 000 000, -­
(Schilling drei Millionen) 

gewährt. 
Die Festsetzung der endgültigen 

Darlehensbedingungen hat zu einem 
späteren Zeitpunkt zu erfolgen. Zur 
Durchführung dieser Darlehensgewäh­
rung wird der Betrag von S 2 545 000, -­
bei VP 62-85 aoH freigegeben, wäh­
rend für einen Betrag von 5455 000, -­
eine überplanmlißige Ausgabe bei der­
selben VP bewilligt wird. Die Deckung 
dieser überplanmäßigen Ausgabe er­
folgt durch Entnahme aus den Rückla­
gen. 

Ich bitte auch hier um Ihre Zu­
stimmung . 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht hiezu jemand das Wort? 
Da. dies r.icht der Fall ist, ist der An­
trag angenommen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HANS SCHANOVSKY, 
6) Ha-2211/1964 

Gewährung eines Vorfinanzierungs­
darlehens an die Gemeinnützige 
Wohnungsgesellschaft mbH der 
Stadt Steyr (Wiederaufbauvorha -
ben Schradergründe). 

Antrag des Stadtsenates. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Im Zuge der Durchführung des 
Wiederaufbauvorhabens Schrader­
gründe wird der Gemeinnützigen w oh­
nungsgesellschaft der Stadt Steyr ein 
weiteres Vorfinanzierungsdarlehen 

S 175 000,--
( einhundertsiebzigfünftausend) 
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gende und bis zur Vereinigung mit 
der vorbezeichneten Verkehrsflä­
che führende Weg die Benennung 
11 Arnhalmweg". 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Findet diese Anregung bzw. die­
ser Beschluß Ihre Zustimmung? Es 
ist keine Gegenstimme vorhanden, 
daher angenommen. 

STADTRAT EMIL SCHACHINGER: 
Der nächste Antrag betrifft: 

24) Ges - 845/ 1964 
Straßenbenennung in dem vom 
Teilbebauungsplan Nusime - Fo­
relle erfaßten Gebiet. 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen : 

Die zur Aufschließung des vom 
Teilbebauungsplan Nusime - Forelle 
erfaßten Gebietes neu angelegte Ver­
kehrsfläche erhält die Benennung 
nForellenweg11 • 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sind Sie auch mit dieser Na­
mensgebung einverstanden? Ich dan­
ke. 

Herr Kollege Radinger bitte! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
PROF. STEFAN RADINGER: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Zur Führung des Stadtwappens 
bedarf es der Genehmigung des Ge­
meinderates. Es haben sich diesmal 
wiederum 2 Vereine an den Gemein­
derat gewendet mit dem Ersuchen, 
das Gemeindewappen führen zu dür­
fen. In Anbetracht des Umstandes, 
daß es sich dabei um Vereine han­
delt, die volkstums- und brauchtums­
pflegend sind, wird befürwortet, die -

sen Anträgen stattzugeben. 
Der erste davon lautet: 

25) Ges - 3480/ 1964 
Ermächtigung zur Führung des 
Stadtwappens durch die Schützen­
gesellschaft Steyr. 

Antrag des Stadtsenates. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Der Schützengesellschaft Steyr 
wird über Ansuchen gemäß § 3 (4) 
des Gemeindestatutes für die Stadt 
Steyr die jederzeit widerrufliche Be­
willigung zur Führung des Wappens 
der Stadt Steyr in ihren Verein.4-
emblemen , Geschäftsschriften sowie 
in der Vereinstampiglie erteilt. Für 
die Erteilung dieser Bewilligung ist 
eine Verwaltungsabgabe von S 50, -­
vorzuschreiben. 

Ebenso ersucht der Gebirgs­
trachten-Erhaltµngsverein 11 D'Steyr­
taler11 um diese Bewilligung. 

Der Antrag lautet: 

26) Ges-4598/ 1964 
Ermächtigung zur Führung des 
Stadtwappens durch den Gebir~s­
trachten - Erhaltungsverein -o~ 
Steyrtaler". 

Antrag des Finanz- und Rechtsaus­
schusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen : 

Entsprechend dem Antrag des 
Gebirgstrachten - Erhaltungsvereines 
11 D' Steyrtaler", Steyr, vom 24. 7. 
1964 wird hiermit die widerrufliche 
Bewilligung zur Führung dieses Stadt­
wappens erteilt. 

Die Verwaltungsabgabe wird mit 
S 200 , -- (Schilling zweihundert) fest­
gesetzt. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesen Anträ­
gen das Wort? Dies ist nicht der Fall 
und die beiden Vereine sind somit be­
rechtigt, das Stadtwappen zu führen. 
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STADTRAT PROF . STEFAN RADIN ­
GER: 

Wir hatten heuer in unserer Stadt 
2 Gedenktage, die gefeiert und denAn­
lässen entsprechend würdig begangen 
wurden. Dadurch sind allerdings auch 
Kosten entstanden und der diesbezüg­
liche Antrag des Finanz- und Rechts ­
ausschusses lautet: 

27) Ges -5 10/196 4 
Festlichkeiten der Stadt anläßlich 
des 75, Todestages JosefWerndl's 
und der 100-Jahrfeier der Steyr­
Daimler- Puch- AG. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zum Zwecke der Durchführung 

des Festaktes anläßlich des 7 5. To­
destages Josef Werndl 's sowie der 
großen Veranstal tungen anläßlich der 
100 - Jahrfeier der Steyr - Daimler­
Puch AG wird nachträglich eine über­
p lanmäßige Ausgabe von 

S 94 000, - -
(Schilling neunzigviertausend) 

bei VP 34- 50 oH bewilligt. 
Die Deckung ist durch Mehrein­

nahmen bei den allgemeinen Deckungs­
mitteln zu nehmen . 

Die Aufteilung der Mittel erfolgt 
entsprechend dem Amtsbericht der 
MA. IX vom 14. 9. 1964, Ges-510/64. 

Der Dringlichkeitsbeschluß des 
Stadtsenates vom 26. 5. 1964, Ges-
510/64, womit für denselben Zweck 
S 68 000, - - a l s überplanmäßige Aus ­
gabe bewilligt wurden, ist hiermit ge­
genstandslos. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER : 

Sind Sie mit diesem Antrag ein­
verstanden? 

Herr Kollege Moser bitte! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Sehr geehrter Gemeinderat! . 

In Konsequenz unseres s~mer­
zeitigen Antrages, d. h. daß wir ge­
gen die Ehrenbürgerernennung des 

Herrn Generaldirektors Ryznar ge­
wesen sind, dessentwegen ja haupt ­
sächlich die erwähnten Feierlichkei­
ten durchgeführt worden sind, mit 
der dementsprechenden Bewirtung 
und Repräsentan z natürlich, stim­
men wir auch gegen dieser, Antrag. 
Wenn man auch geschickterweise da­
mit die Feier zum 75. Todestag des 
Josef Werndl verbunden hat, so ist 
das eine andere Sache. Wir haben 
natürlich nichts dagegen, daß uns 
Josef Werndl in Erinnerung gebracht 
wurde, der seinerzeit sicherlich 
Verdienste um Steyr erworben hat. 
Aber wir finden diese Ausgabe als 
etwas zu hoch gegriffen, und man 
hätte sie zumindest etwas herabset ­
zen können. 

Wir enthalten uns daher der 
Stimme. 

BÜRGERME!STER JOSEF FELLIN­
GER: 

Kollege Moser, Du befindest 
Dich in einem Irrtum insoweit, daß 
die Kosten , die durch die Ehrenbür­
gerverleihung an Herrn Generaldirek­
tor Ryznar entstanden sind, nur einen 
Bruchteil der Kosten hier, die wir be­
schlossen haben, ausmachen. Die 100-
Jahrfeier der Steyr- Werke ha! uns im 
wesentlichen die Hauptkost e n vi:rur­
sacht und die 75-Jahrfeier von WPrndl 
zu einem kleinen Teil. Es soll dies der 
Richtigkeit haibe r festgest e ll1 sein. 

Es wünsl'.'ht sons t niemand m Phr 
das Wort. Damit is t. d ieser Ant rag ge ­
gen 2 Stimmenthaltunge n (Gemeinderat 
Moser und Schmidberger) angenom­
men. Für den verhinderten Kollegen 
Baumann bitte ich Herrn Gemeinde­
rat Rudolf Fürst! 

BERICHTERSTATTER GEMEINDE­
RAT RUDOLF FÜRST anstelle von 
Stadtrat A l fred Baumann: 
Hochverehrte Dame n und Herren des 
Gemeinderates ! 

Es naht der Wint er und es naht 
Weihnachten. Das ist der Zeitpunkt, 
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in dem die Stadtgemeinde ihren be­
dürftigen Bürgern helfend zur Seite 
steht und in diesem Sinne sind die 
ersten 2 Anträge aufzufassen. 

Der erste davon kommt vom 
Stadtsenat und lautet: 

28) F-5392/1964 
Weihnachtssonderzuwendung 1964 
an bedürftige Pensionisten und 
Rentner. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1. Der Durchführung einer Aktion zur 

Unterstützung besonders bedürfti­
ger Pensionisten, Rentner und 
Kleinrentner zu Weihnachten 1964 
mit einem Kostenaufwand von etwa 

S 172 000,--
nach Maßgabe des Arhtsberichtes 
der Magistratsabteilung V vom 18. 9. 
1964 wird zugestimmt, 
2. Hie zu werden 

a) S 70 000, - - aus VP 449- 54 (o. 
ö. Heimathilfe) freigegeben und 

b) S 20 000, -- überplanmäßig (Zu­
wendung des Landes Oberöster -
reich) sowie 

c) S82 000,--ausVP 449-53 (Son­
stige Aktionen) freigegeben. 

Der 2. Antrag kommt vom Fi­
nanz- und Rechtsausschuß und befaßt 
sich mit: 

29) F-4140/1964 
Kohlenhilfsaktion 1964/65 1 I. Teil 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zur Durchführung des I. Teiles 

der Kohlenhilfsaktion im Winter 1964/ 
65 für hilfsbedürftige Familien und 
Einzelpersonen wird der Betrag von 

S 198 000, --
( Schilling einhundertneunzigachttau -

send) 
bei VP 449-51 oH freigegeben. 

Die Durchführung der Kohlen­
hilfsaktion obliegt der MA V; dem ge­
meinderätlichen Fürsorgereferenten 
wird das Recht zur Erteilung von all­
fälligen Sondergenehmigungen in Ab­
weichung der Richtsätze in besonders 

berücksichtigungswürdigen Fällen er­
teilt. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELL!N­
GER: 

Wünschen Sie zu diesen beiden 
Anträgen das Wort? Es ist dies nicht 
der Fall und somit sind sie genehmigt. 

GEMEINDERAT RUDOLF FÜRST: 
Der dritte Antrag befaßt sich mit 

dem Neubau des Kindergartens Wehr­
graben, im besonderen mit der Verga­
be der Baumeisterarbeiten. 

Es ist dies ein Antrag des Stadt­
senates, in dem es heißt: 

30) FJ-1479/1963 
Mittelfreigabe 1964 für den Bau 
eines Kindergartens im Wehrgra­
ben. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zum Zwecke der Durchführung 

der Rohbauarbeiten beim Kindergar­
ten Wehrgraben in Steyr, wird für 
das Jahr 1964 ein Betrag von 

S 600 000 , -­
(Schilling sechshunderttausend) 

bei VP 483-91 aoH freigegeben. 
Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird zu diesem Antrag das Wort 
gewünscht? Es ist dies ebenfalls nicht 
der Fall und der Antrag ist somit an­
genommen. 

Herr Kollege Kubanek bitte! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
LUDWIG KUBANEK: 

Sehr geehrter Gemeinderat! 

Gemäß dem Geschworenen- und 
Schöffenlistengesetz soll die Gemein­
dekommission gebildet werden. 

Der diesbezügliche Antrag des 
Stadtsenates an den Gemeinderat lau­
tet: 
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31) Ges-3743/1964 
Bildung der Gemeindekommission 
gemäß §§ 5 und 15 des Geschwore­
nen- und Schöffenlistengesetzes. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
In die Gemeindekommission nach 

§ 5 , Abs. 2 und§ 15, Abs. 3 des Ge­
schworenen- und Schöffenlistengeset­
zes werden folgende Vertrauensper­
sonen gewählt: 

1) Seitens der Sozialistischen Partei 
Österreichs: 

Alfred Baumann , Steyr, Wo­
kralstraße 6; 

Alois Besendor fer, Steyr , Ah­
rerstraße 81; 

Vinzenz Ribnitzky, Steyr, Ha­
ratzmüllerstraße 31; 

Michael Sieberer, Steyr, Haf­
nerstraße 4; 

Susanne Tschebaus, Steyr, Fär­
bergasse 8; 

Leopold Wippersberger, St eyr, 
Konradstraße 2 7; 

Rudolf Fürst, Steyr, Berger­
weg 10; 

Edeltraud Häuslmayr, Steyr, 
Prevenhubergasse 4; 

Johann Heigl, Steyr, Schlüssel­
hofgasse 34; 

Franz Hof er, Steyr , Tomitzstra­
ße 12; 

Konrad Kinzelhofer, Steyr, Kam­
mermayrstraße 10; 

Fran z Trauner, Steyr, Wacht ­
turmstraße 4; 

2) Seitens der Österreichischen Volks ­
partei : 

Ludwig Wabitsch, Steyr, Prome­
nade 12 ; 

Johann Ebmer, Steyr, Promena-
de 12; 

Ottilie Liebl, Steyr, Zieglergas -

se 15Zva1ter Lehermayr, Steyr, Glök­

kelstr aße 11; 

3 ) Seitens der Freiheitlichen Partei 
Ös t err eichs: 

Franz Stich, Steyr, Hafnerstra­
ße 11; 

Josef Mayerhofer, Steyr, Neu­
stiftstraße 12; 

4) Seitens der Kommunistischen Par -
tei Österreichs: 

August Moser, Steyr , Kellau­
gasse 4 ; 

Martin Grass er , Steyr, Stein -
fel dstraße 11; 

Die Vorschläge wurden ord­
nungsgemäß der Magistratsdirektion 
übergeben und ich bitte daher , diesen 
Antrag anzunehmen . 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie haben sich ja mit der Liste 
sowohl in den Fraktionen als auch im 
Finanz- und Rechtsa usschuß beschäf­
tigt und ich glaube daher , der Antrag 
wird Ihre Zustimmung finden. 

STADTRAT LUDWIG KUBANEK : 
Dem Presbyterium der evange­

lischen Pfarrgemeinde soll eine Sub ­
vention gewährt werden. 

Der Antrag des Stadtsenates an 
den Gemeinderat hat folgenden Inhalt: 

32) Ha-3012/ 1964 
Gewährung einer Subvention an das 
Presbyterium der evangelischen 
Pfarrgemeinde Steyr . 

Der Gemeinderat wolle Deschließen : · 
Dem Ansuchen des Presbyteri­

ums der evang. Pfarrgemeinde Steyr 
um Gewährung einer Subvention z~r 
Errichtung eines evang. Gemeindezen­
trums in Steyr- Münichholz wird Folge 
gegeben. 

Zum genannten Zwecke wird eine 
ilberplanmäßige Ausgabe von 

S 100 000, --
. (Schilling einhunderttausend) 

be1 V~ 32?- 50 oH bewilligt. Die Dek­
kung für diese Ausgabe hat du r ch E nt­
nahme aus Rücklagen zu e r folgen. 

- 93 -. 



Ich ersuche Sie, auch diesen An- heim mit einem Gesamtkostenauf-
trag anzunehmen. wand von 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Auch dieser Antrag steht zur 
Diskussion. 

Bitte Herr Kollege Schmidber­
ger ! 

GEMEINDERAT FRANZ SCHMID­
BERGER: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Ich glaube wir wollen uns so 
wie in der Vergangenheit auch für 
die Zukunft immer vor Augen hal ­
ten, wir sind ja schon immer auf dem 
Standpunkt gestanden, daß wir für re­
ligiöse Glaubensgemeinschaften und 
dergleichen keine öffentlichen Mittel 
unserer Gemeinde bereitstellen. Wir 
werden das auch immer so halten und 
daher gegen diesen Antrag stimmen. 

( Schilling einhundertsiebzigfünftau -
send) 

wird der Betrag von S 100 000,-- bei 
VP 454- 91 oH freigegeben und bei der­
selben Haushaltsstelle eine überplan­
mäßige Ausgabe von S 75 000, -- be­
willigt. Die Deckung für diese Aus­
gabe ist aus Mehreinnahmen bei den 
allgemeinen Deckungsmitteln zu neh-

Ich ersuche, diesen Antrag an­
zunehmen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht zu diesem' Antrag je­
mat'l.d zu sprechen? Dies ist nicht der 
Fall und somif i~t auch"d)eser Antrag 
angenommen. 

Bitte Herr Kollege Petermair ! 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN- BERICHTERSTATTER STADTRAT 
GER: LEOPOLD PETERMAIR: 

Danke. Wer für diesen Antrag 
stimmt, darf ich bitten, ein Zeichen 
mit der Hand zu geben. Danke. Die 
Gegenprobe? 2 Gegenstimmen (Ge­
meinderat Moser und Gemeinderat 
Schmidberger). 

Danke, der Antrag ist angenom­
men. 

Bitte Herr Kollege Kubanek! 

STADTRAT LUDWIG KUBANEK: 
Die bestehende Aufzugsanlage 

im Zentralaltersheim ist reparaturs­
bedürftig und soll umgebaut werden. 

Der Antrag des Finanz - und 
Rechtsausschusses an den Gemein­
derat lautet: 

33) GHJ 2-3238/ 1964 
Umbau der Aufzugsanlage im Zen­
tralaltersheim. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zum Zwecke des erforderlich 

gewordenen Umbaues der bestehen­
den Aufzugsanlage im Zentralalters-

Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Der Finanz- und Rechtsausschuß 
legt Ihnen heute 5 Teilbebauungspläne 
als Anträge vor, denen Sie grundsätz­
lich Ihre Zustimmung geben sollen. 
Dies hat den Zweck, verschiedene Ar­
beiten, vorallem Kanalisationsprojek­
te durchführen zu können. 

Der erste Antrag lautet: 

34) Bau 2-4087/1964 
Teilbebauungsplan Schlühslmayr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem von Baumeister Dipl. Ing .. 

Hermann Proyer ausgearbeiteten Teil­
bebauungsplanentwurf "Schlühslmayr'1 

wird grundsätzlich zugestimmt. 
Über den vorliegenden Planent­

wurf ist das gesetzmäßig vorgeschrie­
bene Auflageverfahren einzuleiten, wo­
bei die Genehmigung und Feststellung 
des Planes gleichzeitig zu erfolgen hat. 

Der Teilbebauungsplan erfaßt je­
nes Gebiet, welches als ostwärtiger 
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Ausläufer des Höhenrückens zwischen 
dem Laichbergweg un d der Aschacher 
Straße gel egen ist. 

Auf diesem Gebiet sollen 118 
Wohnhäuser. die ungefähr 500 Per­
sonen Wohnraum bieten werden, zur 
Errichtung gelangen. 

Die straßenmäßige Aufschlie­
ßung erfolgt in einer Weise. daß so­
wohl die Verbindung zwischen dem 
Gemeindegebiet Garsten als auch die 
Zufahrtsmöglichkeit zum Hochbehäl­
ter und zum Schiühslmayrgut gewahrt 
bleibt. Für die Hauptaufschließungs­
straße ist eine Breite von 8 m (6 m 
Fahrbahn und 2 m Gehsteig) und für 
die übrigen Verkehrsflächen eine Brei­
te von 6 m vorgesehen. 

Die geschätzten Aufschließungs­
kosten belaufen sich auf insgesamt 
S 4 600 000,--. Hievon entfallen auf 
die Kanalisation S 1 539 000, -­
(2 565 lfm ~ S 600,--), auf die Her­
stellung der Straßen und Gehsteige 
S 2358000,-- (13 871 m2 • S 170 , --), 
auf die Herstellung der öffentlichen 
Wasserversorgungsleitung einschließ­
lich der erforderlichen Drucksteige­
rungsanlage S 459 000, -- und auf die 
Herstellung der gesamten Straßenbe­
leuchtung S 23? 000,--. 

Der zweite Antrag Teilbebau­
ungsplan betrifft den Resthof und l au­
tet: 

35) Bau 2 - 3141/1964 
Teilbebauungsplan Resthof. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem von der Bauunternehmung 

Josef Zwettler ausgearbeiteten Teil­
bebauungsplan "Resthof'' wird grund­
sätzlich zugestimmt. 

Über den vorliegenden Planent­
wurf ist das gesetzmäßig vorgeschrie­
bene Auflageverfahren einzuleiten. 
Die Genehmigung und Feststellung des 
Planes hat gleichzeitig zu erfolgen. 

Das Plangebiet umfaßt das Ge­
lände nördlich des Industrieareales 
der GFM zwischen Ennser Straße 

(Eisenbundesstraße) und der Hang­
krone des Lauberleitenhanges. Eine 
gedachte ostwest verlaufende Linie 
nördlich des Resthofes bildet die wei­
tere Begrenzung. 

Die zukünftige Aufschließung ist 
in Form einer Straßenschleife vorge­
sehen, deren südwestlicher Teil die 
Straßeneinbindung Posthofstraße -
Ennser Straße sein wird (Straßen­
breite 10 m, 2 x 2 m Gehsteig und 
6 m Fahrbahn). Ferner ist die Her­
stellung einer 6 m breiten Wohnstra­
ße, die in ihrem nördlichen Teil die 
Resthofzufahrt bildet, geplant. Des 
weiterecn soll die Anlage von 4 m brei­
ten Verkehrsflächen zur Zufahrt zu 
den Wohnblocks erfolgen. 

Zur Abwässerbeseitigung ist die 
Schaffung eines Kanalsystems erfor­
derlich . 

Die Überbauung des Wohngebie­
tes soll mit-zwei Typen viergeschoßi­
ger Zweispänner erfolgen, welche 
eine Länge von 18 bzw. 24 m pro Stie­
genhauseinheit aufweisen. In insgesamt 
81 Stiegenhauseinheiten sollen 648 
Wohnungen untergebracht werden. 

Die geschätzten Aufschließungs ­
kosten für Straßenbau und Kanalisie­
rung belaufen sich auf S 5 500 000, - - , 
wovon S 3 100 000, -- auf denStraßen­
beu und S 2 400 000, - - auf die Kanali­
sierung entfallen. Zur Hersteilung der 
Straßenbeleuchtung ist eine Verkabe­
lung erforderlich. Die Kosten für die 
Straßenbele:uchtung belaufen sich 
schätzungsweise auf S 536 000 , -. Zur 
Herstellung einer geeignet€n Wasser­
versorgung müssen Verteilungsieitun­
gen errichtet wecrden ,die einen Kosten­
aufwand von voraussichtlich S 610 000 -
erfordern würden. ' 

Der dritte Antrag betrifft: 

36) Bau 2 - 1631/1957 
Teilbebauungspl an Ederhof. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem zuBau2-1631/5? vom Stadt­

bauamt ausgt>arbeiteten Teilbebau­
ungsplan E derhof vom 9. 1. 1963 wird 
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grundsätzlich zugestimmt. 
Über den vorliegenden Planent­

wurf ist das gesetzmäßig vorgeschrie­
bene Auflageverfahren einzuleiten, 
wobei die Genehmigung und Feststel­
lung des Planes gleichzeitig zu erfol­
gen hat. 

Der vierte Antrag hat folgenden 
Wortlaut: 

37) Bau 2-2212/1964 
Teilbebauungsplan Schradergrün­
de. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß§ 3 , Abs. 5 des Gesetzes 

vom 1. 8. 1887, Gesetz- und Verord­
nungsblatt Nr. 22 in der Fassung des 
Gesetzes vom 11. 2. 1947, LGBL Nr. 
9 und 10 {Linzer Bauordnungsnovelle 
1946) werden der Stadtregulierungs­
plan 1930, Zl. 7583/29, und der Teil ­
bebauungsplan Hundsgraben, Zl. Bau 
2-555 / 57, nach Maßgabe der vom 
Stadtbauamt am 6. 4. 1964 zu Bau 2 
2212/64 ausgearbeiteten Planunterla­
gen nach ordnungsgemäß durchgeführ­
tem Auflageverfahren zur Schaffung 
des Teilbebauungsplanes Schrader­
gründe teilweise abgeändert. 

Die seitens der Anrainer und 
des Landeskonservators vorgebrach­
ten Einwendungen werden als unbe­
gründet zurückgewiesen. 

Der letzte Antrag schließlich be­
trifft: 

38) Bau 2-4128/ 1961 
Teilbebauungsplan Fischhub. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß Artikel V, Abs. 1 und 2 

des Landesgesetzes vom 11. 2. 1947, 
LGBl. Nr. 9, in Verbindung mit§ 1 
des Landesgesetzes vom 11. 2. 1947, 
LGBL Nr. 10, wird der vom Gemein­
derat der Stadt Steyr in seiner Sitzung 
vom 8 . 10. 1963 genehmigte Teilbebau­
ungsplan für das Stadtgebiet Fischhub 
in Berücksichtigung verschiedener, 
während der Auflagefrist erhobener 
Einwendungen nach Maßgabe der Plan-

unterlagen des Stadtbauamtes vom 3. 
3. 1964, GZ Bau 2-4128/61, festge­
stellt. 

Folgende Einwendungen werden 
in Wahrnehmung des öffentlichen In­
teresses zurückgewiesen: 

1) Die Einwendung des Eigentümers 
der Grundparzelle 997 / 5 und der 
Baufläche 491 der Kat. Gern. Jä­
gerberg, Josef lgmann, Steyr, 
Fischhubweg 5, der sich gegen 
eine Verbreiterung des Fischhub­
weges in Richtung seines Grund­
stückes ausgesprochen hat, zur 
Gänze, weil infolge der natürlichen 
Geländebeschaffung eine Verbrei­
terung der Verkehrsfläche auf der 
gegenüberliegenden Seite infolge 
Hanglage nicht möglich ist; 

2) die Einwendung der Eigentümer der 
Grundparzelle 981/ 1 der Kat . Gern. 
Jägerberg, Marianne und Pauline 
Nemitz, die sich gegen die Verhän­
gung eines Bauverbotes und Erwei­
terung der Parkfläche vor dem 
Stadtbad ausgesprochen haben, zum 
Teil, weil die -Verkehrsrücksichten 
eine teilweise Heranziehung des ge­
genständlichen Grundstückes zur 
Erweiterung der Parkfläche zwin­
gend verlangen und trotzdem eine 
Bebauungsmöglichkeit der Restlie ­
genschaft gewahrt bleibt. 

Ich b itte den Gemeinderat um 
Annahme dieser 5 Anträge zu Teil­
bebauungsplänen. 

BtlRGERME!STER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesen Anträ­
gen das Wort? 

Bitte Herr Gemeinderat Wat­
zenböck ! 

GEMEINDERAT ALFRED WATZEN­
BÖCK: 

zum Teilbebauungsplan Rest -

hof! 
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Wie ich aus dem Plan bzw. aus 
dem Text entnehmen konnte, bezieht 
sich dieser Teilbebauungsplan auf den 
Raum nördlich der GFM, also nicht 
auf die Gründe, die für Gewerbezwek­
ke vorgesehen sind. 

Ich möchte aber in dem Zusam­
menhang folgendes gleich herausstrei­
chen und zu bedenken geben: 

Es war immer ein Anliegen un­
serer Fraktion, das Gewerbe durch 
Schaffung von Industriegründen zu för ­
dern. Mit Befriedigung haben wir sei­
·nerzeit zur Kenntnis genommen, daß 
in der Richtung etwas unternommen 
wird, durch Aufschließung und durch 
die Anlegung einer Straße, die eben 
das Gelände aufschließt. Anschließend 
daran sollte ja auch die Kanalisation 
durchgeführt werden . Dies ist mit Be­
friedigung zur Kenntnis genommen 
worden und Bewerber aus gewerbetrei­
benden Kreisen waren ja auch genügend 
vorhanden. Es wurde jetzt mehrmals 
gesprochen, daß die Steyrwerke sich 
sehr interessieren für den Streifen 
links der Straße und anschließend an 
die Rückseite der sogenannten Flakhal­
le oder 1'Flumohalle11,·ich weiß nicht ge­
nau wie sie heißt, also Flakhalle, einen 
Grundstreifen haben wollen. Die Steyr­
werke würden damit Nutznießer der 
Hauptzufahrtsstraße werden, die ja 
Millionen gekostet hat und ich glaube, 
daß dieser Platz bzw. diese Grund­
stücke auf jeden Fall dem Gewerbe 
v,orbehalten werden sollten. Die Steyr­
werke leiden nicht an Raumnot. Der 
Grund .ist also nicht die Raumnot, daß 
die Steyrwerke sich für diesen Strei­
fen interessieren, denn andererseits 
verpachten ja die Steyrwerke bekannt­
lich ganz ansehnliche Objekte bzw. sie 
verkaufen sie sogar an andere Firmen, 
sondern wohl hauptsächlich die herr­
liche Lage, die jetzt durch die Auf­
schließung, durch die St~aße ent­
standen ist. Beidseitig herrliche Stra­
ßen, die ausgebaute Eisenstraße Rich­
tung Enns, auf der anderen Seite die 
neue Gewerbestraße. 
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Wir melden deshalb heute schon 
unseren Einspruch an, falls den Wün­
schen der Steyrwerke in dieser Weise 
entsprochen werden sollte. Nicht aus 
Feindschaft gegen die Steyrwerke, 
sondern weil dann wiederum ein we­
sentlicher Teil des Grundes dem ur­
sprünglich gewidmeten Zweck, der 
Gewerbeförderung, verloren gehen 
würde. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Liegt. eine weitere Wortmeldung 
vor? 

Bitte Herr Gemeinderat Moser! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER, 
Ich möchte konkret die Anfrage 

stellen, ist beabsichtigt, den Steyr­
werken die Grundstücke zu überlas­
sen oder nicht? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Ja. Die Steyrwerke haberi sich um 
die Grundstücke beworben, die an Ihr 
Areal der Hauptreparaturwerkstätte 
angrenzen. Wir haben gesagt, wenn 
wir in der Lage sind über diese Über­
lassung zu diskutieren, so müßten uns 
die Steyrwerke für Gemeindeinteressen 
wichtige Grunds tücke überlassen, also 
es wäre nur möglich im Wege des 
Grundtausches. In Aussicht genommen 
waren zuerst Grundstücke in der Sier­
ninger Straße und in weiterer Linie 
Grundstücke bei der Veitvilla, die unge­
fähr ausmaßmäßig gleich sind. Ver -
handlungen mit den Steyrwerken sind 
allerdings derzeit gescheitert, da die 
Stey_rwerke die Grundstücke nur im 
Verhältnis 1 zu 2 tauschen wollen. 
Wir stehen jedoch auf dem Standpunkt, 
daß wir diese Grundstüc ke dort nur 
1 zu 1 tauschen können. Daran sind 
:;:t~etzt diese Verhandlungen geschei-

Ob sie von den Steyrwerken noch­
mals aufgenommen werden entzieht 
sich derzeit unserer Kenntn'is. 



GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Bitte, ich nehme diese Erklä­

rung zur Kenntnis und möchte dazu 
sagen: Es ist geradezu unbillig von 
den Steyrwerken, e in Grundstück, 
das zweckbestimmt gewesen ist, wie 
hier schpn erwähnt wurde filr Gewer­
betreibende, an einem der schönst_en 
Plätze, an der Zufahrt nach Steyr, zu 
sichern, zu dem noch außerdem auf 
Kosten der Gemeinde gut ausgebaute 
Straßen führen. Ich glaube, das müß­
te sich die Gemeinde wirklich über­
legen, um nicht in der Öffentlichkeit 
den Gedanken aufkommen zu lassen -
der wird schon ausgesprochen drau ­
ßen - daß wir den Steyrwerken keinen 
Wunsch versagen, selbst wenn die Ge­
meinde dabei ungünstiger abschneidet. 
Wir sehen immer wieder, gerade bei 
Grundstücks tauschen und Grundstücks­
erwerbungen von den Steyrwerken, daß 
wir absolut keinEntgegenkommen fin­
den. Herr Bürgermeister hat ja selbst 
gerade erwähnt, daß die Verhandlungen 
gescheitert sind wiederum an den An­
sprüchen der Steyrwerke. Ich würde 
sehr zu überlegen geben, diesen 
Grund an die Steyrwerke zu geben, 
denn das würde sicherlich zu einer 
Kritik in der Öffentlichkeit führen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Vielleicht darf ich noch hinzu­
fügen, wir haben sehr großes Inter­
esse - man kann es ruhig· offen sagen 
auch wenn es zukünftige Verhandlun­
gen beeinträchtigen würde - an dem 
Grundstück bei der Veitvilla für Wohn­
zwecke. Allerdings sind diese Grund­
stücke verbauüngsmäßig nur für Wohn­
zwecke verwendbar und sind deshalb 
nicht so sehr in der Interessensphäre 
der Steyrwerke. Hingegen müssen die 
Grundstücke, die an die Hauptrepara­
turwerkstätte angrenzen meiner Mei -
nung nach im wesentlichen Interesse 
der Steyrwerke liegen. Ich muß noch 
dazu sagen, daß nicht der ganze Strei­
fen im Besitz der Gemeinde Steyr 

liegt. Wir könnten also den Steyrwer­
ken oder auch anderen Interessenten 
nur Teile dieser Grundparzellen zur 
Verfügung stellen, denn ein Großteil 
ist noch im Besitz der Bauern. Wir 
können also dort nicht frei verfügen. 
Die Parzellierung, die wir als ideell 
hingestellt haben, läßt sich wahr -
scheinlich nicht verwirklichen, weil 
eben die Bauern derzeit nicht bereit 
sind, diese Grundstücke zu verkaufen 
oder Arrondierungen zuzustimmen. 
Es ist also schon irgendwie auch die ­
ses Grundstück belastet. 

Bitte Herr Gemeinderat Moser! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER, 
Darf ich noch etwas zu dieser 

Sache kurz sagen,bitte. Herr Bürger­
meister hat auch erwähnt, daß die 
Gemeinde interessiert wäre an einem 
Grundstück in der Sierninger Straße. 
Ich möchte dabei in Erinnerung brin­
gen, dies ist wiederum e ine Handlung 
der Steyrwerke, die wir vom Stand­
punkt der Gemeinde aus nicht gut hei­
ßen können, daß auf Kosten der Ge­
meinde seinerzeit die Grundstücke auf 
Tragfähigkeit überprüft wurden, weil 
man dort wo seinerzeit die Baracken 
gestanden sind Wohnbauten errichten 
wollte. Nun haben wir dann erfahren 
müssen, daß diese Grundstücke von 
deri Steyrwerken der K ir.ehe überlas­
sen wurden, um von dieser ähnlich en 
Zwecken zugeführt zu werden. Das be­
stätigt wieder, was ich vorerst gesagt 
habe bezüglich der Ehrenbürgerernen­
nung, daß die Steyrwerke gegenüber 
der Gemeinde in keiner Weise irgend­
ein Entgegenkommen zeigen, daß sie 
in erster Linie eigene Interessen im 
Auge haben, selbst unter Umgebung 
der Gemeinde. Obwohl sie genau ge­
wußt haben, daß die Gemeinde auf ih­
re Kosten das Grundstück auf Tragfä­
higkeit überprüfen ließ, hat die Steyr­
werke das nicht gekümmert. Später 
wurde die Gemeinde vor die Tatsache 
gestellt, daß dieser Grund verloren 
gegangen ist. Ich. möchte dazu sagen, 
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daß man in Zukunft ein bißchen mehr 
Rückgrat gegenüber den Wünschen der 
Steyrwerke an den Tag legen soll, um 
nicht den gesamten Gemeinderat in den 
Verdacht zu bringen , daß er den Steyr­
werken hörig sei. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte darf ich das entschieden 
zurückweisen. Kein Funktionär, ich 
glaube für die Mehrheitsfraktion hier 
sprechen zu können, hat es notwendig, 
den Steyrwerken gegenüber vermehrte 
Steife des Rückgrates zu beweisen. 
Wir sind nur hier um die gegenseitigen 
Interessen richtig abzuwägen. Ich glau­
be kaum, daß wir den Steyrwerken ge­
genüber eine Verpflichtung haben, die 
über eine normale Wirtschaftsförde­
rungsmaßnahme hinaus gehen kann und 
es ist dies auch nicht der Fall. Das 
möchte ich wirklich hier feststellen. 
Wenn wir nicht überall mit unseren 
Wünschen durc!ikommen, so steht das 
auf einem anderen Blatt , denn der an­
dere ist unser Verhandlungspartner 
und wir können unsere Wünsche, un­
sere rorderungen, soweit sie nicht 
gesetzmäßig durchzusetzen sind, nur 
im Verhandlungswege erreichen. Da 
er r eichen wir eben nicht immer das, 
was wir uns wünschen. Das heißt aber 
noch nicht, daß wir den Steyrwerken 
über Gebühr entgegenkommen. 

STADTRAT KARL GHERBETZ : 
Herr Bürgermeister, darf ich 

darauf hinweisen, wir haben seiner­
zeit im Stadtsenat gesagt, wir wollen 
uns bemühen , nach Möglichkeit den 
Gewerbetreibenden schnellstens zu 
helfen, Baugründe zu bekommen, um 
hier ihre Industrie errichten zu kön­
nen. Es zieht sich bereits zwei Jahre 
hin. Die Gewerbetreibenden kommen 
immer und fragen den Mandatar, ja 
wann ist es so weit? Jetzt kommt man 
natürlich in die prekäre Lage und muß 
sagen, ja das wissen wir noch nicht, 
es wird immer noch mit den Steyrwer-
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ken oder mit anderen verhandelt. Ich 
möchte daran erinnern, hier in Steyr 
wurde schon einmal der Fehler ge­
macht,, daß man Betriebe ziehen ließ, 
denen wir jetzt nachtrauern. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte, darf ich auch hier richtig 
stellen: Die Verhandlungen mit den 
einzelnen Interessenten aus Gewerbe­
kreisen haben sich nicht durch Ein­
flußnahme der Steyrwerke verzögert, 
sondern lediglich weil wir, wie ich 
schon angedeutet habe, außerstande 
sind, die Grundstücksausmaße so zu 
formen·, wie · das fü r richtige Par­

zellen notwendig wäre , weil eben 
fremde Grundstücke noch dazwischen 
liegen. Das ist die Hauptursache, wa­
rum es uns bis jetzt nicht gelungen 
ist, einen Teil dieser Interessenten 
aus Gewerbekreisen zu befriedigen. 
Wir werden in aller nächster Zeit da ­
ran gehen, eben aus der Not heraus, 
eine Umplanung der Parzellen vorzu­
nehmen, sodaß wir nicht von den pri ­
vaten Interessen, die dort noch vor­
handen sind, abhängen, sondern eben 
die in unserem Besitz befindlichen 
Grundstücke nach Möglichkeit zweck­
mäßig verwerten können. 

STADTRAT KARL GHERBETZ: 
Eine Frage noch Herr Bürger­

meister! 
Wie lange kann das noch dauern? 

Die Frage ist konkret. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wir sind dabei und haben schon 
1 oder 2 Gewerbebetrieben dezidier ­
te Zusagen gemacht. Wir werden die­
se Woche noch einen weiteren Betrieb 
behandeln und es wird sukzessive mit 
den verschiedenen Betrieben noch ver­
ha?~elt werden, um die Wünsche gegen­
seitig abzustimmen. Es ist also alles 
im Fluß. 

Liegt sonst noch eine Wortmel -



dung \'or? Es ist di es nicht der Fall. 
Ich darf somit annehmen, daf Sie dem 
Antrag des Referenten, die Teilbebau­
ungspläne zu beschließen, zus timmen. 

GD!E!XDERAT ACGCST '.\!OSER, 
Darf ich dazu noch etwas sa­

gen, Herr B-Jrgermeister? We nn 
mit inbegr:.ifen is t, dar! die S:.evr­
werke d:esen Grund zugeW:esen be­
kommen, v.-..i rden w: r d'.. est:m Te il 
nicht unsere Zus timmung geben. 

Bl:RGER'.\lE!STER JOSEF FELUX­
GER, 

~ein, b itte das is.: ein gro-'!er 
Irr.:urn. Dieser Teil berührt die Ver­
bauungspläne, d:e hie r \·orgetragen 
'Ai.lr cien, überhaupt n ich: . Die Ange­
legenhei': liegt a uf e ine r ganz anderen 
Ebene und :s t nur aus Sachgleidüi.eit 
irgendwie zi..:r Diskuss ion gekommen. 
Danke. Die Anträge sind a lso angenom­
men. 

Herr Stadt rat Gherbet z bit t e : 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
KARL GHERBETZ, 
Verehrce Damen und Herren des Ge­
meinderates: 

Ich habe Ihnen einen Antrag des 
F inan z- und Rechtsausschusses vor­
zulegen, welcher lautet : 

39) Bau 6-7808/ 1961 
Bau e ines Kanales in der Wolfern­
s t raße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen : 
Zur Ausschließung künftiger 

straßenpoli:zeilicher l'belstände im Be­
reiche des Hol zberges ist in der Wo~­
fernstraße ein Kanal zu verlegen. D1e 
Kanaltrasse beginnt bei der Einmün­
dung des ostseitig der Grundparzelle 
909 der EZ 972 KG Steyr (Eigentilm~r 
Hubert Rat zinger) verlaufenden Pri­
vatwegen in die Wolferr..straß_e und 
reicht stadtwärts bis zur E inbllldung 
in die vorhandene Verrohrung. 

Für die Bauarbeiten wird bei 
VP 713-91 der Betrag von 

BtRGER).1:EISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Findet diese r Antrag Ihre Zu­
stimmung? Danke . 

STADTRAT KARL GHERBETZ, 
Der zwe iie Antrag kommt eben­

falls vom Finanz- und Rechtsausschuß 
und laut et: 

40) Bau 3-2467/ 1964 
Stra~enbau ·:erlängerte Azwanger­
s t raße. 

Der Gerne:inderat wolle beschließen: 
Zum Zwecke der Verländerung 

der Azwangerst raße nach Maßgabe der 
Amtsberichte der MA. III vom 2. 7. 
1964 und 10. 10. 1964 wird der Betrag 

S 154 000, --
(Schilling einhundertfü.nfzigviertau-

send) 
bei VP 664-91 oH freigegeben. 

Der Stadtratsbeschluß vom 18. 
8. 1964, Bau 3-2467/64, wird hier­
durch gegenstandslos . 

BtRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GERc 

Wünscht hiezu jemand das Wort? 
Es ist dies nicht der Fall und somit 
ist auc'h ·dieser Antrag angenommen. 

STADTRAT KARL GHERBETZ: 
Der dritte Antrag, auch vom 

F inanz- und Rechtsausschuß kommend 
bet rüft: • 

41) En-4380 / 1964 
Verbesserung der Straßenbeleuch­
tung in der Gablerstraße und in den 
drei unbenannten Nebenstraßen . 

Der Gemeinderat wolle beschließen. 
zum Zwecke de i- Verbesserun~ 

der St raßenbeleuchtung der Leo- Gab­
ler-Straße (Austausch von 7 schadhaf­
ten Holzmasten durch Schleuderbeton-
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maste mit feuerverzinkten Aufsatz­
leuchten und zusätzliche Errichtung 
von 7 Lichtpunkten) und zur Herstel­
lung einer Straßenbeleuchtung in 3 un­
benannten Verbindungswegen (Leo­
Gabler-Straße - Buchholzerstraße, 8 
Lichtpunkte) wird der Betrag von 

S 80 000, --
(Schilling achtzigtausend) 

bei VP 711- 92 oH freigegeben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird hiezu das Wort gewünscht? 
Auch das ist nicht der Fall und der An­
trag ist somit angenommen. 

STADTRAT KARL GHERBETZ: 
SChließlich der letzte Antrag des 

Finanz- und Rechtsausschusses an den 
Gemeinderat: 

42) En-4813/1964 
Verbesserung der Straßenbeleuch­
tung auf der Promenade und in der 
Berggasse. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zur Herstellung der Straßenbe­

leuchtung auf der Promenade von der 
Volksschule Berggasse bis zum 
Werndldenkmal wird der Betrag von 

S 59 000, --
(Schilling fünfzigneuntausend) 

bei VP 711-92 oH freigegeben. 
Die erforderlichen Kabel und 

Armaturen im Gesamtwert von rund 
S 17 414, -- sind aus dem städtischen 
Lagerbestand zu nehmen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht zu diesem Antrag je­
mand das Wort? 

Bitte Herr Kollege Watzenböck ! 

GEMEINDERAT ALFRED WATZEN­
BÖCK: 

Nur kurz im Zusammenhang mit 
der Straßenbeleuchtung. Es wird ja 
sehr viel auf diesem Gebiet getan. Es 
muß aber auch in dieser Hinsicht auf 

die baulichen Gegebenheiten der Stadt 
Steyr Rücksicht genommen werden. 
Ich gehe darauf deshalb ein, weil ich 
erst in diesen Tagen beobachten konn­
te, daß der Ahlschmiedberg in die 
Straßenbeleuchtung einbezogen und 
zwei Lampen aufgestellt wurden. Dort 
wurde von einer Lampe zur anderen 
ein Riesenkabel gezogen, quer über 
die Straße so wie in den Baracken­
städten des wilden Westens während 
der Gründerzeit und ich glaube, daß 
dies nicht nötig wäre. Der Blick auf 
diesen Weg, der von alten Häusern 
flankiert wird - ein Marienmarterl 
oder wie man es nennt ist dort und ein 
alter Brunnen - ist sehr idyllisch und 
da geht jetzt quer ein dickes Kabel 
durch. Das hätte man ganz bestimmt 
irgendwie darüber legen können an der 
Schmalseite der Häuser und den Dä­
chern entlang. Ich möchte zu bedenken 
geben, daß man da mehr Rücksicht auf 
das Stadtbild nehmen soll. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte ich bin außerstande, hier 
eine Erklärung dafür abzugeben, das 
sind technische Dinge, ob es vermeid­
bar gewesen wäre oder nicht. Das 
müssen wir in Zukunft untersuchen . 

Bitte, wünscht sonst noch jemand 
das Wort? 

Herr Kollege Moser! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Herr Bürgermeister, ich möchte 

eine Anfrage stellen, ob es richtig ist, 
daß heute im Stadtsenat ein Beschluß 
gefaßt wurde, daß anläßlich des Ein­
zugs der Garnison ein Bankett gege­
ben werden soll und dafür ein Betrag 
in der Höhe von ungefähr 30 000_ 
Schilling budgetiert wurde . Entspricht 
das der Richtigkeit? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Dieser Antrag ist tatsächlich 
gefaßt worden. In dieser Summe ist 
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jedoch alles inbegriffen, Beflaggung, 
Tribüne und ähnliches. 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Na gut, ich habe davon gehört 

und deshalb die Anfrage gestellt. Es 
wurde heute schon von einem Redner 
erwähnt, welche großen überflüssigen 
Ausgaben das österreichische Bundes­
heer betreffen. Ich zähle diese Aus­
gabe auch zu den überflüssigen und 
bin davon überzeugt, daß die arbei­
tende Bevölkerung von Steyr absolut 
nicht vom Einzug der Garnison begei­
stert ist. Vielleicht erwarten sich ei­
nige Geschäftsleute etwas davon.Herr 
Prader hat mit seinen vor kurzem 
erst durchgeführten Ritterspielen 
möchte ich sagen und für Werbung für 
das Bundesheer über 3 1/2 Millionen 
verbraucht, was auf Kosten des öster­
reichischen Steuerträgers geht. Ich 
sehe die Notwendigkeit nicht ein, die 
Herren auf Kosten der Gemeinde mit 
weiß Gott welch großen Mitteln zu 
empfangen. Das zu dieser Sache. 

Zu einer anderen möchte ich 
folgendes sagen und das der Mehrheit 
als Anregung bringen: 

Ich weiß, wenn ich darüber einen 
Antrag stelle, so entspricht dies mo­
mentan nicht der Tagesordnung und 
es wird abgestimmt und abgelehnt. 
Das möchte ich nicht, aber jedenfalls 
die Sache zu bedenken geben. 

Wir haben heute in rund 2 Stun­
den eine Tagesordnung von 42 Anträ­
gen erledigt. Ich glaube, daß uns das 
kein Gemeinderat in Österreich nach­
macht. Das ist aber nicht das erste 
Mal. Ich bin der Meinung - es sind 
nun 3 Monate her, daß wir die 'letzte 
Gemeinderatsitzung hS.tten - da'.ß ·jene 
Fraktionen, die im Stadtsenat nicht 
vertreten sind, über viele Dinge, die 
ohne Zweifel die Öffentlichkeit bewe­
gen, überhaupt keine Informations­
möglichkeit haben. Der Gemeinderat 
wird einfach vor schon fertige Be­
schlüsse des Senatsrates gestellt und 
die Auskünfte, die man auf Anfragen 

bekommt, sind sehr spärlich. Man 
kann natür-lich nicht gründlich in die 
Materie einsteigen, um wirklich sach­
lich und kritisch dazuStellung zu neh­
men. Ich bin der Auffassung, daß wir 
hier als Gemeinderäte keine Hampel­
männer sind, die eine Abstimmungs­
maschinerie darstellen. Wir wollen 
eine lebendige Den.okratie in der je­
der Gemeinderat öfter die Möglichkeit 
haben soll, zu Ereignissen, die sich 
abspielen, Stellung nehmen zu können, 
beispielsweise auch zur Frage der 
Garnison oder zu den Teilbebauungs­
plänen, wie sie heute vorgebracht wur­
den usw. Dies soll jeweils dann der 
Fall sein, wenn etwas geplant und be­
sprochen wird - die Mehrheit hat na­
türlich die Möglichkeit, das in ihren 
Fraktionen zu besprechen - aber ich 
meine, wenn man wirklich Demokratie 
walten lassen will, dann muß man 
schon IHter eine Gemeinderatsitzung 
einberufen. Ich habe zum Beispiel in 
der Zwischenzeit wiederholt versucht, 
mit Herrn Bürgermeister oder Herrn 
Magistratsdirektor zu sprechen, um 
mich über einige Dinge zu informieren, 
die man im Amtsblatt liest - man wird 
dann gefragt von der Bevölkerung, 11 na 
was sagst Du dazu, hast Du da zuge­
stimmt?11 - Ich muß dann sagen, da­
von weiß ich nichts, das sind Stadt­
ratsbeschlüsse. Wenn man dann 
kommt, um sich zu informieren, bitte 
das ist kein Vorwurf, dann heißt es, 
der Bürgermeister und der Magistrats­
direktor sind zum Städtebund gefahren 
oder zur Landesregierung. Bitte, das 
gehört zu ihren Geschäften, das ist 
kein Vorwurf, Sie verstehen mich 
wohl, aber die Informationsmöglich­
keit ist dadurch einem Gemeinderat 
nur sehr sehr beschränkt gegeben. 
Ich möchte also anregen, daß man 
es so · wie in Linz macht - bitte die 
Mehrheitsparteien sollen sich das 
überlegen, daß man monatlich oder 
zumindest sechswöchentlich eine Ge­
meinderatsitzung durchführt. Jeden­
falls muß mehr Demokratie auch in 
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Steyr einziehen - man spricht und 
schreibt ja so viel davon - und den 
einzelnen Funktionären mehr Gele­
genheit gegeben werden, sich zu in­
formieren, um zu den verschieden­
sten in sc·hweibe SiCh befindlichen 
Fragen Stellung nehmen zu können. 

Es kursiert beispielsweise auch 
in der Stadt das Gerücht, daß Ver­
handlungen mit den Steyrwerken im 
Gange sind wegen einer Grundüberlas­
sung. Wie dies hinauskommt, entzieht 
sich meiner Kenntnis, aber die Fragen 
werden an uns außerhalb des Gemein­
derates herangetragen, das heißt, daß 
einzel_ne Leute in der Bevölkerung da­
~on wi~sen, und man muß dann sagen, 
ich weiß von nichts. 

Bitte, ich meine es ist höchste 
Zeit, daß wir · wirklich versuchen 
h_~er eine richtige Demokratie einzu~ 
fuhren und die Möglichkeit der besse­
:en Information und der Stellungnahme 
im Gemeinderat schaffen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte, sicher sind beide dieser 
An_regungen diskussionswert. Ich 
möchte allerdings hier bemerken daß 
der Großteil der Gemeinderäte i; wö­
ch_entlichen oder 14-tägigen Sitzungen 
mit all den Problemen, die uns be­
schäftigen, konfrontiert wird. Wir ha­
ben in den verschiedenen Ausschüssen 
d~e ~öglichke_it, die Probleme, die 
hier im Gemeinderat ihren letzten Be­
schluß finden, vorzuberaten und sozu­
sagen beschlußreif zu formulieren. 
Also der Demokratie ist dadurch daß 
wir hier ohne allzugroße Disku~sion 
die Beschlüsse fassen, sicher nicht 
Abbruch getan, denn echte Demokra­
tie ist bei der Vorarbeit zu diesen 
Beschlüssen schon vorausgegangen . 
Das möchte ich hier feststellen. Daß 
natürlich organisatorisch eine Partei, 
die nicht genügend Fundierung hat in 
der Gemeinde ·auf Grund ihres Stärke­
verhältnisses, hier einen gewissen 
Nachteil in Kauf nehmen muß, muß ich 
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natürlich zugeben. 
Bitte! 

GEMEINDERAT AUGUST MOSER: 
Darf ich noch kurz etwas sagen, 

Herr Bürgermeister, zu den Aus ­
schüssen. 

Der Finanz- und Rechtsausschuß 
tagt üblicherweise vor der Gemeinde­
ratsitzung. Das ist · öekannt. Wenn 
aber 1/2 oder 1/4 Jahr keine Gemein­
deratsitzung stattfindet, so tagt auch 
der Finanz- und Rechtsausschuß nicht, 
nicht wahr? Na, dann informiere Dich! 
Und wie lange ist es aus, daß der Bau­
ausschuß oder andere Ausschüsse ge­
tagt haben? Die Informationsmöglich­
keit für eine Minderheit im Gemeinde­
rat ist sehr gering! 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Bitte das ist richtig, aber es 
trifft nur auf die momentane Situation 
zu , denn man muß bedenken, daß für 
die tatsächliche Arbeit nur ein Monat 
zur Verfügung stand, während man 
ungefähr 2 Monate Ferien bzw. Ur­
laubszeit rechnen muß, in der es nicht 
möglich war, den Gemeinderat zu ei­
ner Sitzung zu versammeln. Das 
trifft auf den vergangenen langen Zeit ­
raum sicher zu. 

GEMEINDERAT ALFRED WATZEN­
BÖCK : 

Unsere Fraktion ist im Stadtse­
nat vertreten und auch in den Aus­
schüssen, sodaß man nicht sagen 
kann, wir sind nicht informiert. Wir 
sind wohl informiert. Nur glaube ich, 
daß gewisse Vorgänge, ich habe ja 
vorher schon einmal darauf hingewie­
sen, den Gemeinderat schon sehr ab­
werten können und zwar wenn immer 
wieder Anträge hereingebracht wer­
den, die praktisch schon materiell 
und sachlich durchgeführt sind. Ich 
erinnere mich sehr gut an den Vor­
trag eines Kollegen vor ein oder zwei 
Jahren, der - es hat sich um die neue 



E:- ~(. "·'=" gr:-~.c..!l~:: - gr::sar-. ha: , . eh b;.t ­
: i:- ;~::.. -;;1:;- _L_..xc.r.r:;1:;- "";:i:-e1::-:s: • .;..,,:-c:.51:;s , 
\l"f:" !"_... ·~:':;- !".:'. •.:'.: Z".!E ::...":::c:'"_<;:: _ ~u::-. =..&.!"l 
ö. UC!'". :1:c:::s :-:-. t-!'"::- :=..ö.c:.!'":e:-i, -== ::.s-t scJ-.on 
':r ... ,r.1:-r., c;.,_,.:-_ :-:-. ~E'F.f:" :"". -..,·:r <::- .s <::-b!:-!"l -.c:<:­
-:'!::- !'",1:::-.,_ -5:-c~!:c :-. . Dc.s :s : nc:.: ~r 11ch 
sc.!'".r; :-: s1:- !'".:- r:.~.,:r.:'.ecf., . ..,.':"!')f; :r.:on s ich 
d.o.s o.:-.:". -'.,i r: ·,rr„ z '.; i::o :-r.rr. e:-i wi r hie r 
z·-sci.r:-.:-r.e::, a:s dciP. -..,·: :- w: r k}ich 1:: in1:: 
. .:i.bst~rr.m \1n g Ca :-i:.b H ha~1 en . Desha lb 
g:a ub e :c::., :s : es Coch notwendig, wenn 
n-:an ·:errr.eiden ·,, :.11 , daJ! der Eindruck 
en:s:eh: , CaJ'! gesag: wird, na gut , das 
ist s ow::. es o nu r e ine Routinesache, wir 
w:ssen ·1.-ie abges·, :mm: wird b zw. ist 
das sci".on lan ge gebaut. , die Straße is t 
sC!:.on fer t :'.g oder die Wasse r leitung 
i s t schon l ange dr innen, a lso machen 
k~nm ihr ohne hin nichts mehr. üm das 
zu vermeiden, wäre es angebracht, 
kü rzere Abstände zu nehmen. 

BtRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Bitte grundsät zlich: Ihr Einwand 
r ührt jetzt an unser Statut. Es ist ja 
alles, was wir durchführen im Statut 
unserer Stadt wohl begründet und kei­
ne Handlung, die wir setzten , ist bis 
jetzt als statutenwidrig festgestellt 
worden. Alle Beschlüsse, die wir hier 
fassen , deren Verwirklichung schon 
zurückliegt und hier nur mehr sozu­
sagen die Sanktionierung finden, haben 
abe r sicher in den anderen Körper­
schaften, die bei uns bestehen, ihre 
Bewilligung gefunden, wo es noch 
möglich war zu sagen, das machen 
wir oder das machen wir nicht. Den 
Passus bei Stadtratsbeschlüssen -
wegen Dringlichkeit wird hier der 
Beschluß des Gemeinderates vor -

\l· ':c ggenomm~n - r.1\lSs E:n v.•j ~r: ­
wenden , um hci.nd r::~n zu }:<'jrrn~n , ,Jm 
a.ln~onsfähig zu bl t :b!:-n . 

ST.!I.DT RA T KARL GHEP.BETZ : 
He: r :- Bi.: r gE::- r=-iE: :s-:.':r, ich ~~<:>ube 

ab e-r , :__.l unsE:r!:- :- SH:.dt mach: m<>.n zu 
\"iel Gebrauch da·,on, denn ·1,·<: ri.n m<=-n 
s:e:ht , wie ·.,iel Btlrgerm'::s : er·: e-:- ­
fügun gen hinausg eh en und man ·:E:r­
gl e: icht dann m :t anderen Städten , 
ich zitiere h ie:r L inz, dann m er~ ma!'l , 
daß in L inz der Gemeindera: a uch zu 
Zeiten tagt, wo wir n ichts t un oder wo 
man sagt, unsere Herren Gemeinderä­
te sind im Urla ub . Ich bin sicher, wenn 
e iner oder der andere einmal feh len, 
kranksein oder im Ur laub sein 
sollte, so würde das dem auch keinen 
Abbruch tun, da würde eben se in Kol­
lege hier sein . 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER, 

Bitte in be zug auf Bürgermei ­
sterentschließungen, glaube ich, kön ­
nen wi r beruhi gt sein; es macht kaum 
ein Bürgerme ister von dieser Verord­
nung wirklich Gebrauch . Es sind wäh­
rend der Ferienzeit ganz wenige Bür­
germeisterentschließungen hinausge­
gangen und dann sind das meistens 
solche von vorberatenen Problemen, 
die nur mehr in der Detaildurchfüh­
rung dann dort ihren Niederschlag 
finden. 

Bitte es liegt keine Wortmeldung 
mehr vor und ich darf die Sitzung ab­
schließen und Ihnen noch ganz kurz 
mitteilen, daß wir heute über 11 , 8 
Millionen Schilling verfügt haben . 
Danke, . die Sitzung ist geschlossen. 

Enäe der Sitzung : 18, 10 Uhr. 

Protokollprüfer: 
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